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Grundzfige und Ergebnisse der englischen Einkommensteuer. 



Von Dr. C. 6. Krieg in Berlin. 



Zweiter Artikel. 



VI. 

Ergebnisse der Steuer. 
1. Finanzielle Ergebnisse. 

Wenn man über die Bedeutung und Angemessenheit einer 
bestimmten Steuerform urtlieilen will, wird es immer einer der 
Hauptgesichtspunl(te sein, welche Summe durch dieselbe auf- 
gebracht wird und aufgebracht werden kann. 

In die,«er Beziehung hat die Einkommensteuer in England 
ohne Zweifel ganz Ausserordentliches geleistet, mehr als irgend 
eine andere directe Steuer in irgend einem Lande bisher je ge- 
leistet hat. 

Sir Rob. Peel veranschlagte den Ertrag der Steuer von 
England und Schottland bei einem Steuersatz von nahe 3 % und 
bei Beschränkung der Steuer auf die Personen, welche ein Ein- 
kommen von 150/. und mehr hatten, auf 3,770,000 /. '). Der 
Erfolg übertraf seinen Voranschlag beträchtlich, indem die Steuer 
unter denselben Bedingungen im Durchschnitt der 10jährigen 
Periode von 1842—1851 die Summe von 5,697,000 /. (d. i. 
rund 38 Millionen Thaler) in die Staatskasse geliefert hat. Bei 
einer durchschnittlichen Bevölkerung von 19,828,000 Einwohnern 
ergiebt diess sehr nahe 3 s 6 d. auf den Kopf der Bevölkerung. 
Nachdem die Steuer im verflossenen Jahre auf alle Personen, 
welche ein Einkommen von 100 — 150 h beziehen, und gleich- 

1) Vgl. dessen Rede im Unterhause (finaneial »taiemmO v. 11. März 1842. 
Zeitoelur. für Staatsw. 1854- 3« Haft. 33 
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massig auf Irland mit ausgedehnt ist, hat sich der Ertrag bis auf 
rund 6,275,000 l. — 41,830,000 Thlr. gesteigert, und bei der 
nun beantragten Erhöhung der Steuer von 7 d. auf IOV2 d. 
pr. /. (j=. 4, 37 %} veranschlagt man den Steuerertrag auf 
9,582,000 /. = 63,880,000 Thlr. '}, was bei einer Bevölkerung 
des vereinigten Königreiches von etwa 28 Millionen Einwohner 
c. 6 s. 10 d = 2 Thlr. 8 Sgr. 6 Pf. auf den Kopf der Be- 
völkerung ausmacht. 

Dass in England durch diese Steuer die oben angeführte 
Summe und im Nothfalle eine noch bei weitem erheblichere mit 
Sicherheit und während einer Reihe von Jahren erhoben werden 
kann, daran ist um so weniger zu zweifeln, als im Anfang dieses 
Jahrhunderts, während eines Zeitraumes von 10 Jahren (yon 
1806 — 1815 einschliesslich) bei einer Bevölkerung Grossbritan- 
niens (im miniem Durchschnitt) von nur I2V2 Millionen Ein- 
wohner — unter allerdings erheblich grösserer Anspannung der 
Kräfte — ■*) die ausserordentliche Summe von durchschnittlich 
14,187,000 L, d. i. c. 94 Millionen Thaler erhoben wurde. 

Seit ihrer ersten Einführung im Jahre 1798 bis zu ihrer 
Aufhebung im Jahre 1816 hat man durch die Einkommensteuer, 
unerachtet ihrer mangelhaften Veranlagung in den ersten Jahren 
und einigen Unterbrechungen in ihrer Erhebung, die ungeheurp 
Summe von zusammen 170,000,000 /., d. i. 1,100 Mill. Thaler 
zur Bestreitung der Kriegskosten aufgebracht *). 



1) Vgl. die Rede Gladstones {pnancial slalemenf) vom 7. März 1854, 
in welcher derselbe den Ertrag der Einkommensleuer in Grossbritannien für 
das Finanzjahr 5. April 1853 bis 5. April 1854 nach dem frühern Fusse auf 

5,545,000 l. 
die Mehreinnahme wegen Besteuerung der Personen mit Ein- 

liommen von 100—150 l. auf 250,000 „ 

und wegen der Ausdehnung der Steuer auf Irland zu 480,000 „ 

zusammen auf 6,275,000 „ 
veranschlagt. Times, Marck 8. 1854. 

2) Kämlich bei einer Steigerung der Steuer auf 10 »/o, unter Ausdehnung 
der Steuerpflicht auf alle, welche 60 l. und darüber an Einkommen beziehen 
und bei Aufhebung aller Steuerbefreiungen für Renten aus Grundbesitz oder 
Kapital. 

3) Vgl. Reforl from the Seleet Committee. Vol. IL f. 404. 



der englischen Einkommensteuer. 499 

Hiernach darf die Aeusserung Gladstone's, dass England 
mit Hülfe der Einkommensleuer im Stande sei, 300,000 Mann zu 
Lande und 100,000 zur See ins Feld zu stellen und zu unter- 
halten, ohne seine Schuldsumme vermehren zu müssen, nicht für 
übertrieben angesehen werden '). Bei einer Steigerung des 
Steuersatzes bis zu 10 "/o, welche England jetzt doch gewiss 
ebensowohl wie im Anfange dieses Jahrhunderts zu ertragen im 
Stande sein dürfte, würde durch diese Steuer allein die gewaltige 
Summe von mehr als 20 Millionen /. oder mehr als 130 Millionen 
Thaler aufgebracht werden, das ist erheblich mehr, als die ge- 
sammte Staatseinnahme Preussens beträgt. Mit Recht nannte 
Gladstone daher die Einkommensteuer ein mächtiges Rüstzeug, 
um sein Vaterland im Kriege vor Gefahr zu schützen und das- 
selbe im Frieden zur Durchführung eben so tiefgreifender als 
umfassender Reformmaassregeln zu befähigen. 

Zur Vervollständigung der Angaben über die finanziellen 
Ergebnisse der englischen Einkommensleuer sei noch bemerkt, 
dass die Erhebungskosten derselben sehr gering sind. Sie 
beliefen sich im Durchschnitt der 8 Jahre 1843—1850 auf nicht 
mehr als 134,860 /., d. i. noch nicht voll 2'/2 % der Rohein- 
nahme (2 /. 8 s. 6 d. pro 100 /.> (Vergl. Report of the Select 
Commiitee etc. Th. IL p. 403. Append. Nr. 1.) 

Wenn nun hiernach die Einkommensteuer in - der Gestalt, 
in welcher sie gegenwärtig in England erhoben wird, so glän- 
zende finanzielle Resultate ergeben hat, und in noch höherem 
Maasse zu liefern im Stande ist, so wird es um so wichtiger, 
ihre Licht- und Schattenseiten in anderer Beziehung kennen zu 
lernen. Denn nur durch die Zusammenfassung alier Momente 
kann man ein richtiges Urtheil fällen und die Ansichten, welche 
in England selbst über die Angemessenheit dieser Steuerform 
gehegt werden, unbefangen würdigen. 

2. Zweckmässigkeit des Behörden- Organismus. 
Als einen unbestreitbaren und ohne Zweifel sehr wichtigen 
Vorzug des engligchen Systems muss man den zweck- 



1) Vgl. dessen Rede im ünlerhause am 18. April 1853. Timea vom 
19. April. 

33* 
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massigen Organismus der Einschätzungsbehörden, 
anerkennen. 

Es findet ein derartiges Zusammenwirken von besoldeten 
und unbesoldeten, Gemeinde- (oder Local-) und Regierungs- 
beamten statt, dass es dadurch möglich wird, bei der Untersuchung 
der Verhältnisse des Steuerpflichtigen ebensowohl den Rücksichten 
der P f 1 i c h t als der B i 1 1 i g k e i t Rechnung zu tragen. Die Ent- 
scheidung erfolgt nach möglichst genauer Kenntniss der örtlichen 
und persönlichen Verhältnisse und unter gleichzeitiger Wahrung 
der Interessen des Staates und der Forderungen der Gerechtigkeit. 
Es ist im hohen Maasse gelungen, auf der einen Seite dem 
Steuerpflichtigen jeden triftigen Grund zur Beschwerde 
([soweit es sich um die gewissenhafte Ausführung des Ge- 
setzes handelt und die Klagen nicht gegen die Bestimmungen 
des Gesetzes selbst gerichtet sind) zu nehmen, auf der an- 
deren die Staatskasse vor Einbussen durch Unkenntniss oder 
Nachlässigkeit der Behörden zu bewahren. 

Die Beschaffung der Nachrichten und Vorbereitung der 
MateriaUen, soweit sie zunächst ohne Eindringen in die Privat- 
verhällnisse geschehen kann, ist Aufgabe besoldeter Lokal- 
beamten (des assessor und des clerk), deren Eifer durch einen 
Antheil am Steuerertrage zweckmässig angespornt wird. Die 
Prüfung der von den Lokalbeamlen gelieferten Arbeiten, die 
Bezeichnung der Punkte oder Fälle, welche noch einer weiteren 
Aufklärung bedürfen, die Vorbereitung der zu stellenden Fragen 
u. s. w. liegt wesentlich dem Steueraufseher, einem besoldeten R e- 
gierungsbeamten, ob. Derselbe ist an dem Ergebniss der 
Untersuchung persönlich nicht betheiligt (d. h. fest besoldet), 
und wird nur von seinem Pflichteifer getrieben. Die Benutzung 
der Kräfte aller besoldeten Beamten und somit ihre Ueberwachung; 
die persönliche Vernehmung der Steuerpflichtigen und — wo 
dieses nöthig ist — ein tieferes Eindringen in ihre 
Privatverhältnisse; endlich die Entsch eidung ist einem 
Kollegium angesehener Einwohner der Gegend vor- 
behalten. 

Dieses Amt ist nicht so mühevoll, noch so zeitraubend, dass 
es nicht unentgelllich sollte übernommen werden können, und 
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dabei so wichtig und einflussreich, dass es als ein wahres Ehren- 
amt anzusehen ist und angesehen wird. Dabei sind die Komis- 
sarien (das Kollegium der Angesessenen) durch die Gegenwart 
und das Recht der Appellation von Seiten des Regierungsbeamten 
(stirveyor) hinreichend überwacht, um sich zu einer gewissen- 
haften Ausübung ihrer Pflicht angetrieben zu fühlen. 

So ist es in einem hohen Maasse gelungen, ebensowohl 
einen stets gehässigen fiskalischen Geist — welcher die Steuer 
bald unerträglich gemacht haben würde — als eine sträfliche, 
die Staatskasse beeinträchtigende Lauheit oder Nachgiebigkeit zu 
vermeiden. 

Die verschiedenen zusammenwirkenden Behörden haben sich 
gegenseitig die günstigsten Zeugnisse ausgestellt, welche man 
urasomehr für vollgültige anzusehen berechtigt ist, als dieselben 
von einander unabhängig sind und ihre Zeugnisse sich nicht allein 
auf den wahrgenommenen Eifer und die beobachtete Gewissen- 
haftigkeit, sondern ganz insbesondere auch auf die Angemessen- 
heit der gegenseitigen Stellung und die Befriedigung, 
welche die Art der Einschätzung im Allgemeinen bei den 
Steuerpflichtigen hervorrufe, bezogen. 

Die Regierungsbeamten (surveyors) bezeugten, wie 
sehr es zur Zufriedenheit der Steuerpflichtigen beitrage, dass 
dieselben von Eingesessenen ihres Kirchspiels, welche sie 
persönlich kannten, und mit ihnen lebten, eingeschätzt würden; 
dass sie selbst bei der Ernennung der Unterbeamten mitwirkten 
u. s. f. (Evidence, Q. 1560. 1627). Sie erklärten, dass ein Kol- 
legium von Eingesessenen vermöge seiner Kenntniss der lokalen 
und persönlichen Verhältnisse besser geeignet sei, die Steuer- 
pflichtigen einzuschätzen, als die — obwohl verantwortlichen — 
Beamten der Krone; dass die ihnen beiwohnende Kenntniss 
der Geschäfte und Verhältnisse des Gewerbebetriebes durch 
keinen Beamtenorganismus ersetzt werden könne (3268. 3275); 
dass dieselben in ihrer Pflichterfüllung regelmässig , und Be- 
schwerden über Parteilichkeit ganz ohne Beispiel seien (3270. 
3271). Ein gleich günstiges Zeugniss wurde den Generalkom- 
missarien von Seileu der Unlerbeamten ausgestellt. Es sei kaum 
möglich, eine Behörde, die nach billigem Ermessen zu entscheiden 
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habe, zu ersinnen, welche durch ihre Entscheidungen die Appel- 
lirenden so durchaus zufrieden stelle, wie die Generalkommis- 
sarien. Wenn auch die Entrichtung der Steuer den Parteien 
schwer ankomme, so unterliessen sie doch selten, den Kommis- 
sarien für die grosse Sorgfalt und Rücksicht bei der Untersuchung 
ihren Dank auszudrücken '). 

In gleicher Weise wird andrerseits von den Generalkom- 
missarien gerühmt, wie nützlich, und selbst unentbehrlich ihnen 
die Hülfe des Regierungsbeamten (surveyor) sei (2467. 2468, 
2469. Vgl. 3045). 

Das unzweideutigste Zeugniss dafür , dass die Generalkom- 
missarien im Allgemeinen ihre Aufgabe zur Zufriedenheit der 
Steuerpflichtigen erfüllen, wird durch die geringe Zahl der Per- 
sonen gegeben, welche sich an das Forum der Specialkommis- 
sarien in London statt an ihre Mitbürger wenden. Während im 
mittleren Durchschnitt der Jahre 1846 — 50 die Zahl der von den 
Generalkommissarien (unter Tit. D der Akte) eingeschätzten Per- 
sonen 341, 337 betrug, belief sich die Zahl derer, welche sich 
an die Specialkommissarien wendeten, in demselben Zeiträume 
durchschnittlich nur auf 3935 Personen, d. i. also wenig über 
1% '}. Dabei ist noch zu bemerken, d ss die grössere Hälfte 
der von den Specialkommissarien besteuerten Personen (nämlich 
2180) Abfindungsverträge geschlossen hatten, sich also nicht 
sowohl aus irgend einem Misstrauen gegen die Generalkoramis- 
sarien, als vielmehr desswegen an die Specialkommissarien ge- 
wendet halten , weil diese allein berechtigt sind, Abfindungsver- 
träge zu schliessen. 

Diess hindert jedoch nicht , anzuerkennen , dass die Ein- 
richtung der Behörde der Specialkommissarien und die 
dadurch einem Jeden gebotene Gelegenheit sich allein von den 
Beamten der Krone einschätzen zu lassen , eine höchst weise 
Maassregel ist. Gerade hierdurch wird dem Amte der General- 
kommissarien der Charakter eines auf dem öffentlichen Vertrauen 



1) Vgl. EviHenee, Q. 2699. Generally speaking I hearparties say : „Well, 
liowever hard il is, I have to thank you, gentlemen, for going into the case- 
witli grea» care and greal consideration." 

2) Vgl. Reforl of the Setecl Commitlee etc. II, 420, 21 (Appendix N. 3). 
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ruhenden Ehrenamtes am sichersten erhalten, und der Gefahr 
begegnet, welche aus einem Mangel an geeigneten Persönlich- 
keiten in manchen Gegenden allerdings entstehen kann. Wie 
wenig man in England verkennt, dass die Vortheile des Selbst- 
regimenls auf dem Vorhandensein von Personen beruht, 
welche geneigt und befähigt sind, die Ausübung öffentlicher Pflichten 
als ein Ehrenamt anzunehmen, und wie sehr man bereit ist, 
die Formen der Verwaltung den Bedürfn iss en und Verhält- 
nissen der Gegend anzupassen, anstatt jede örtliche 
Eigenlhümlichkeit einem abstrakten Sciiematismus und flacher 
Gleichmacherei zu opfern, geht sehr klar daraus hervor, dass 
bei der kürzlich beschlossenen und durchgeführten Ausdehnung 
der Einkommensfeuer auf Irland man von der Bestellung von 
Generalkommissarien ganz abgesehen und das ganze Geschäft 
der Veranlagung in die Hände der Aufseher und Specialkommis- 
sarien gelegt, das heisst, besoldeten Beamten der Krone statt 
den Einsassen selbst übertragen hat (16 et 17. Vict. ,c. 34. 
§ 16 und 21). 

Nur in Beziehung auf einen Punkt wurde das bestehende 
System von den Beamten der Krone für mangelhaft erklärt. Sie 
erachten es nämlich für wünschenswerth, dass bei der Einschätzung 
von Gewerbetreibenden (unter Titel D der Akte) sowohl den 
Parteien als der Krone das Recht der Berufung an eine höhere 
Qedoch nicht etwa administrative, sondern rieh terliche) 
Entscheidung offenstehen möge , wie diess bei der Veranlagung 
der directen Luxussteuern (assessed taxes) der Fall ist. Bei 
der Einschätzung des Grundeigenihumes haben , wie erwähnt, 
schon jetzt beide Theile das Recht, eine besondere Abschätzung 
zu verlangen. Eine ähnliche Befugniss würde, nach der Ansicht 
mehrerer Aufseher, such bei der Einschätzung der Gewerbtrei- 
bendeu sehr wohlthätig wirken. Zwar würde gewiss nur sehr 
selten davon Gebrauch gemacht werden , wie aus der Wirkung 
der entsprechenden Befugniss bei den directen Luxussteuern zu 
schliessen sei. Dennoch bewirke dieses Recht der Appellation 
eine noch grössere Sorgfalt und Sicherheit bei der Einschätzung 
(1548—1559). Ohne über die Angemessenheit dieses Vor- 
schlages — welcher übrigens bei der Revision des Gesetzes im 
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Jahre 1853 k e i n e Berücksichtigung gefunden hat — aburtheilen 
zu wollen, ist es doch klar, dass derselbe keine wesentliche Ver- 
änderung in der gegenseitigen Stellung der verschiedenen bei 
der Einschätzung niitwirkemlen Behörden, noch in der Art und 
Weise ihrer Thäligkeit bezweckt. 

3. Genauigkeit der Ermittelung des Einkommens. 

Eine andere Frage ist es, ob die Behörden — sie mögen 
nun so zweckmässig organisirl und so pflichteifrig sein, als mög- 
lich — hinreichende Mittel in Händen haben und die geeigneten 
Wege einschlagen, um das vorhandene Einkommen sicher und 
vollständig zu ermitleln. In dieser Beziehung sind die Erfolge 
des in England befolgten Systems für die verschiedenen Ein- 
kommenquellen nicht gleich. 

Das Einkommen aus Kapital und Grundbesitz wird nach 
Maassgabe der darüber erlassenen Vorschriften mit grosser Sicher- 
heit eingeschätzt und fast vollständig zur Steuer herangezogen. 
Das auf Zinsen angelegte Kapital wird entweder durch die 
Vorstände der Gesellschaften und Korporationen, welche dasselbe 
benutzen und die Zinsen auszahlen, oder durch die Privatper- 
sonen, welche die Summen geborgt haben, besteuert — also durch 
Personen, welche den Betrag der schuldigen Steuer auf das ge- 
naueste kennen und kein persönliches Interesse daran haben, 
der Staatskasse auch nur einen Heller davon zu entziehen. 

Das Einkommen aus Grundbesitz in Gemässheit der ge- 
setzlichen Vorschriften zu schätzen , hat bei den in England 
herrschenden Verhältnissen ebenfalls nur geringe Schwierigkeiten. 
Darin stimmen die vernommenen Zeugen alle überein '). Man 
hat in den so allgamein bestehenden Pachtverträgen und in 
der Armensteuer Anhaltspunkte für die Schätzung, welche 
bei einiger Umsicht der Benutzung für durchaus genügende er- 
klärt werden müssen. Die Mängel oder Schwierigkeiten, welche 
von einigen Seiten hervorgehoben wurden, bezogen sich auf 



1) Evidence before the Seteet Commillee, Qu. 1371. 1419 und 1420. 
2730. 



der englischen Einkommensteuer. 505 

Ausstellongen hinsichtlich einer ungeeigneten Benutzung dieser 
Leitsterne, indem bald die besonderen Verhältnisse aussergewöhn- 
licher Pachtverträge, bald die eigenthümlichen bei Veranlagung 
der Armensleuer befolgten Grundsätze nicht genügend geprüft 
und berücksichtigt waren. 

Der Ertrag von Gütern, welche von ihren Besitzern selbst 
bewirthschaflet werden , für deren Schätzung man also keinen 
Pachtvertrag unmittelbar vor sich hat, kann durch Vergleichung 
mit den angrenzenden Grundslücken mit hinlänglicher Sicherheit 
bestimmt werden, gleichwie in einer Stadt, in welcher die Mehr- 
zahl der Wohnungen vermiethet wird , die Einschätzung der 
wenigen Gebäude, welche die Eigenthümer selbst inne haben, 
keine erheblichen Schwierigkeiten veranlasst. In der Regel ist 
bei Veranlagung der Armensteuer diese Vergleichung mit den 
benachbarten Grundslücken schon in genügender Weise geschehen 
(3081-83. 2840 und 3655). 

Dagegen ist zu bemerken, dass diese Sicherheit der Ein- 
schätzung des steuerpflichtigen Ertrages doch nur um den Preis 
mancher Härten gegen die Grundbesitzer und Pächter erreicht 
worden ist. Von der Pachtrente werden, wie früher angegeben 
ist, für Reparaturen und Instandhaltung der Gebäude, Hecken, 
Gräben, Ableitungsrohren, ferner für Kosten der Einziehung der 
Renten, für Ausfälle und Erlasse, für Versicherung, Prozesskosten 
u. s. Vf., keine Abzüge bewilligt '). Diess ist insbesondere bei 
vermietheten Wohngebäuden als eine grosse Ungerechtigkeit 
empfunden (2505 — 7. 2939 — 44). In wie weit nun diese 
Uebelstände bei dem angenommenen System als uavermeidliche 
angesehen werden müssen, wollen wir hier nicht entscheiden. 



1) Siehe den Abschn. III. Grundsätze für die Veranlagung der Steuer. 
1. Einliommen aus Grundbesitz (Heft 2, S. 221). Vgl. auch die Rede Glad- 
stone's bei Gelegenheit seines Antrages, die Einkommensteuer unter einigen 
Modifikationen bis zum Jahre 1860 zu bewilligen (18. April 1853 5 Times 
vom 19. April). Daselbst schätzte Gladstone den Aufwand, den der 
Grundherr zur Sicherstellung seiner Renten für die im Texte angegebenen 
Zwecke noch zu machen habe, ehe er über den Rest frei verfügen könne, 
oder den Abzug der von der Pachtrente noch zu machen sei, ehe man 
dieselbe als reine Einnahme betrachten könne, auf 16 Procent, d. i. nahe 
Ve des steuerpflichtigen Einkommens. 
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Bei der Schätzung des Grundeigenlhiimes för die Armensleuer 
wird auf diese Verhallnisse Rücksicht genommen; hiernach ist 
man versucht zu glauben, dass es doch auch bei der Schätzung 
für die Einkommensteuer thunlich sein müsse. Dessen unge- 
achtet hat man anderer Rücksichten wegen bei der Revision des 
Gesetzes im Jahre 1853 auf Abänderung der betreffenden Be- 
stimmungen nicht Bedacht genommen '}. 

Endh'ch gehört hieher, dass das steuerpflichtige Einkommen 
der Pächter auf eine sehr summarische Weise, in England auf 
die Hälfte, in Schottland auf nahe ','3 der von ihnen gezahllen- 
Pachtrenle angenommen wird. Für eine genaue Ermittelung 
ihres Reineinkommens wird diess Niemand halten. Doch ist diess 
nach dem Urtheil der Steuerbeamten der einzig mögliche Weg, 
weil die Pächter keine Rechnung führten und nicht im Stande 
sein würden, die von ihnen verzehrten Naturalien richtig zu 
veranschlagen oder überhaupt ihre Roh- und Reineinnahme zu 
unterscheiden. So sei man gezwungen, eine willkührliche Regel 
aufzustellen oder eine summarische Justiz zu üben (2930. 2931). 
Nimmt man hinzu, dass dem Grundherrn für Ausfälle an seinen 
Renten und dem Pächter für Verluste oder geringere Einnahme 
bei Missernten und Unrällen aller Art nur in sehr beschränkter 
Weise Steuererlasse bewilligt werden; dass ferner das Grund- 
eigenthum für die Zahlung der Steuer haftet (wenn der Pächter 
z. B. davongeht) (1658. 1659), so erkennt man, dass die 
Einkommensteuer in Beziehung auf das Grundeigenthum noch 
vielfach den Charakter einer Grundsteuer hat — d. h. mehr 



1) Der Hauptgrund, wesshalb man bis jetzt keinen Versucli gemacht 
hat, diesen Beschwerden der Grundbesitzer abzuhelfen, ist die in England 
sehr allgemein verbreitete Ansicht, dass Einkommen an Renten verhältniss- 
mässig höher besteuert werden sollte, als Einkommen aus Gewerbebetrieb 
oder persönlichen Leistungen anderer Art. Gladstone zeigte nun 
in seiner vorhin angeführten Rede vom 18. April 1853, dass diess praktisch 
schon jetzt der Fall sei , indem die Steuer im Betrage von 7 d- pr. l. der 
Pachtrente einer Steuer von 9 d. pr. /. der wirklichen Reineimiahrae des 
Grundherrn gleichkomme. Indem er hiernach eine weiter gehende höhere 
Belastung des Grundeigenthums für durchaus ungerechtfertigt erklärte, glaubte 
er auf der anderen Seite doch auch nicht in der Lage zu sein , Steuerer- 
inässigungen für die Rentenbezieher beantragen zu können. 



der englischen Einkommensteuer. 507 

die Verhältnisse des Grundstückes an und für sich als die 
persönlichen des Besitzers berücksichtigt'). 

Abgesehen von diesen mehr oder minder hoch anzu- 
schlagenden und durch eine umsichtige Gesetzgebung doch wohl 
zu mildernden Härten , entstehen wirkliche und bedeutende 
Schwierigkeiten für die vollständige Heranziehung des steuer- 
pflichtigen Grundeigenlhumes aus der Steuerbefreiung aller 
derjenigen, welche weniger als 150 /. (oder nun 100 Z.) an 
Einkommen beziehen. 

Wir werden dieser Schwierigkeiten unten im Zusammenhange 
mit den übrigen aus demselben Grundsatz erwachsenden gedenken. 
Dieselben treffen bei dem Grundeigenlhum indess nicht die Er- 
mittelung des Ertrages, sondern die Einziehung der 
Steuer. 

Sehr anders stellt sich die Sache bei der Ermittelung des 
Einkommens aus dem Betriebe eines Gewerbes oder irgend 
einer gewinnbringenden Beschäftigung. Hier sind die 
Erfolge des in England befolgten Systems nicht gleich befriedigend. 
Man kann diess schon nach der Art und Weise , wie das Ein- 
kommen eingeschätzt wird, nicht anders erwarten ; man hat in- 
dessen ausserdem die bestimmtesten Zeugnisse dafür. Bei der 
Ermittelung des Einkommens aus Gewerbebetrieb (Titel D) fehlt 
es an äusseren Anhaltspunkten für die Schätzung, wie die 
Pachtverträge und die Armensteuer sie bei der Einschätzung des 
Grundeigenlhumes darbieten. Praktisch ist die Regel die, dass 
der Steuerpflichtige selbst den Reinertrag seines Gewerbes oder 
Geschäftes in einer Total- Summe angiebt , ohne detaillirten 
Nachweis über die Faktoren seiner Berechnung -). Nur wenn 
diese den Einschätzungsbehörden zu niedrig erscheint, nehmen 
dieselben Veranlassung, liefer in die Vermögensverhällnisse des 



1) Durch die liürzlich erlassene Akte 14. Viel. c. 12. §. 3 ist den Be- 
schwerden der Pächter mindestens zum Theil abgeholfen, indem sie dadurch 
ermächtigt werden, einen Steuererlass zu verlangen, insofern sie im Stande 
sind, nachzuweisen, dass ihr Einkommen geringer war, als es zur Steuer 
herangezogen wurde. 

2) Nach der gefälligen mündlichen Auskunft Mr. Charles Pressly's, 
eines Mitgliedes des Board of Inland Revenue. 
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Beireffenden einzudringen. Unterlägst der Steuerpflichtige eine 
Deklaration einzureichen, oder ist seine Schätzung unbefriedigend, 
so ist es doch zunächst das Bemühen umsichtiger Beamten, ihn 
selbst zu einer genügenden Mitlheilung darüber zu vermögen. 
Manche lassen sich die Mühe nicht verdriessen, 2— 3mal dazu 
aufzufordern (2987). Für die überwiegende Mehrzahl der 
Fälle ist die eigene Bereitwilligkeit der Steuerpflichtigen (unter 
Titel D), ihr Einkommen selbst gewissenhaft anzugeben ent- 
scheidend. Die Ansichten und Schälziingen der Behörden müssen 
— wo der Leitstern der Selbsischälzung fehlt, oder sich unzu- 
verlässig erweist, und nicht durch besondere Umstände nähere 
Nachrichten vorhanden sind — grosseniheils Muthmaassung 
bleiben (5106). Die Gelegenheit sich bei Dritten über die 
Verhältnisse eines Steuerpflichtigen zu erkundigen, ist Iheils durch 
die Verpflichtung die eigenen Angaben des Steuerpflichtigen g e- 
heim zu hallen, Iheils durch den Mangel einer Vollmacht dazu 
sehr beschränkt (1440. 2393. 2394). Es ist schwierig, Fragen 
zu stellen, ohne dadurch direkt oder indirekt selbst etwas mit- 
zulheilen. Andrerseits würde die Erkundigung, etwa bei einem 
Kaufmann, ob nichl der Steuerpflichtige A ein Kapital von 5000 /. 
bei ihm ausstehen habe, oder- bei einem Grundbesitzer, ob nicht 
der Steuerpflichtige B von ihm wegen eines Pfanddarlehens eine 
Beute beziehe u. dgl, in der Regel nur ablehnende Antworten zur 
Folge haben, oder richtiger gesagt, solche Erkundigungen finden 
nicht statt, weil das Gesetz keine Ermächtigung dazu ertheiit 
und die Beamten sich für verpflichtet halten, sich streng inner- 
halb der ihnen eingeräumten Befugnisse zu bewegen (1444. 1445). 
Von grosser Bedeutung ist es ferner, dass in Folge des 
indirekten Besteuerungssystems den Steuerbehörden ein höchst 
wichtiger Anhaltspunkt für die Einschätzung des Einkommens der 
Gewerbelreibenden genommen oder doch in seiner Brauchbarkeit 
wesenllich beeinträchtigt wird. Es ist diess die Rücksicht auf 
die Ausgaben des Steuerpflichtigen; auf die Lebensstellung, 
die er einnimmt; auf die Grösse seines Haushaltes- und Aufwandes. 
Es ist oft leichter, die Ausgaben Jemandes zu beobachten und 
ihren Umfang zu beurlheilen, als seine Einnahmen zu schätzen. 
Der Regel nach kann man ohne Zweifel annehmen , dass die 
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Ausgaben den Einnahmen entsprechen und sonach wenigstens 
für das Minimum der Einschätzung ein sicherer Anhaltspunkt 
sein werden. Bei dem in England üblichen System kann man 
indess von diesem Schluss nur eine sehr beschränkte Anwendung 
machen. Es handelt sich, wie früher bemerkt ist, überall nur 
um die Einschätzung des Ertrages eines bestimmten Geschäftes. 
Ob der Kaufmann, dessen Geschäft in Oxfordsireel eingeschätzt 
wird, noch Häuser in einem andern Theiie Londons oder Grund- 
stücke in der Grafschaft Surrey oder Staatspapiere u. s. w. besitze, 
kommt dabei nicht in Frage. Ebensowenig umgekehrt, ob er 
Kapitalien zum Betriebe seines Geschäftes geliehen habe. Der 
Ertrag seines Geschäftes und das Reineinkommen, 
welches er zu verzehren hat, werden daher in sehr vielen Fällen, 
nicht übereinstimmen. Man kann also auch aus seinen Aus- 
gaben auf den Ertrag des Geschäftes keinen sicheren 
Schluss machen '). Insoweit daher nicht Vergleichungen 
mit der von den Steuerpflichtigen selbst in den Vorjahren 
gezahlten oder von andern Gewerbetreibenden seines Standes 
entrichteten Steuer oder zufällige Privatnachrichten, irgend welche 
Stützpunkte zur Begründung einer höheren Einschätzung abgeben, 
muss man die Selbstschätzung der Steuerpflichtigen passiren lassen 
(2990). 

Sonach hat man nicht mit Unrecht gesagt, die Einkommen- 
steuer sei hinsichtlich der Gewerbetreibenden (Steuerpflichtigen 
unter Titel D der Akte) nahebei eine freiwillige Steuer 
(5144. 5186). Die eigenen Angaben der Steuerpflichtigen 
sind die Hauptgrund läge der Besteuerung. Es muss das 
Bestreben der Behörden sein, den guten Willen der Steuer- 
pflichtigen zu erhalten. Sie können gar nicht umhin, oft — wie 
die Gewerbetreibenden sich selbst ausdrücken — „durch die 
Finger" zu sehen, um die Steuer nicht gehässig zu machen und 



1) Mehrere SteuerbeanUe liaben die Ansicht ausgesprochen, dass schon 
durch AufJiebung der Steu erbefre iungen in dieser Hinsicht Wesentliches 
gewonnen sein werde, weil man dann einen Jeden wird nöthlgen können, 
nachzuweisen, wovon er lebe (1471). Doch ist es mir nicht deutlich ge- 
worden, wie diess geschehen sollte, vielmehr scheint mir der oben erörterte 
Mangel von dem System der indirekten Besteuerung unzertrennlich. 
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einen Widerstand dagegen hervorzurufen, an welchem die ganze 
Maassregel scheitern würde. 

Die Ergebnisse dieses Systems einer nahebei freiwilligen 
Besteuerung sind nun nach dem Urlheil der Engländer selbst 
nichts weniger als befriedigende. 

Als im Frühjahr 1849 auf Befehl des Parlaments ein Bericht 
veröffentlicht wurde, wonach die Zahl der unter Titel D Steuer- 
pflichtigen, d. h. also diejenigen, die 150 /. und mehr an Ein- 
kommen beziehen, in runder Summe für 1847 nur 150,000 be- 
trug ') , erklärte die Times , dass dieser Bericht den offen- 
kundigsten Thatsachen Hohn spreche und nur ein schmachvolles 
Zeugniss dafür abgebe, dass das jetzige System der Einschätzung 
des Einkommens aus Gewerbebetrieb nichts als ein Gewebe von 
Lug und Trug sei. Ohne Zweifel beruht zwar dieses Urtheil 
zum Theil auf einer in England wie überall verbreiteten und 
sehr weit gehenden Ueberschälzung der Zahl der Wohlhabenden 
im Vergleich zu der Einwohnerzahl. Es wird wesentlich zur 
Berichtigung desselben beilragen, wenn man erwägt, dass im 
preussischen Staate (bei einer nur um V4 geringeren Bevöl- 
kerungszahl) die Zahl der sämmtlichen Personen, welche 1000 Thlr. 
(= 150 Z.) und mehr an Einkommen beziehen — Grundbe- 
sitzer und Kapitalisten mit eingeschlossen — in 
runder Summe nur 45,000, also noch nicht den dritten Theil 
der Zahl beträgt, welche in Grossbritannien doch schon durch 
die Gewerbtreibenden allein erreicht wird. 

Indess fehlt es nicht an positiven Beweisen dessen, was ein 
Jeder ohnehin schon vorauszusetzen geneigt sein wird, dass bei 
einem an Freiwilligkeit grenzenden System die voll- 
ständige Heranziehung der Steuerpflichtigen nicht zu erreichen 
steht. Nach einem besonderen, dem Parlament vorgelegten Be- 
richte hatten von der im Jahre 1848—1849 rand 144,000 be- 
tragenden Zahl der Steuerpflichtigen unter Titel D, 21,374 gar 
keine und 22,316 ungenügende Deklarationen eingereicht. Also 



1) Retum relative to property and ineome-tax (JUr. Moffal), 31. May 
1849. Nr. 317. Vgl. den mehrerwähnien Report of the Select CotnmiUee 
Th, IL, p. 98. 
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bei zusammen 43,690 Personen oder fast bei dem dritten Theil 
der Besteuerten waren die Behörden (die Beigeordneten) 
genölhigt gewesen , die Steuer nach eigenem Ermessen festzu- 
setzen, so misslich dieses immer sein mochte. In 32,385 Fällen, 
also in nahe 3/4 derselben beruhigten sich die Besteuerten dabei, 
von den 11,305, welche an die Generalkommissarien appellirten, 
wussten doch über die Hälfte (nämlich 7,713) eine Ermässigung 
ihrer Steuer oder die gänzliche Befreiung von derselben durch- 
zusetzen '). 

Wie wenig durch die grösste Sorgfalt der Behörden, — 
welche, wie oben bemerkt, allgemein anerkannt wird — der 
Mangel an Einsicht und gutem Willen von Seiten der Steuer- 
pflichtigen ersetzt werden kann, geht ferner sehr augenscheinlich 
daraus hervor, dass die Gesammlzahl der Personen, welche zu- 
nächst auf die Steuerrollen (unter Titel D) gebracht wurden, 
und über deren Steuerpflichtigkeit die Generalkommissarien zu 
entscheiden hatten, im Durchschnitt der Jahre 1846 — 50 rund 
340,000, im Jahre 1843 sogar 420,000 betrug. Nicht die Hälfte, 
nämlich nur 144 — 150,000, konnte, wie bemerkt, zur Steuer 
herangezogen werden; und nur bei dem achten Theil dieser 
Zahl hatten die Behörden irgend einen Anhalt, um sie höher, 
als sie sich selbst eingeschätzt hatten, anzusetzen. Der Theil 
der Steuerpflichtigen, deren Verhältnisse die Kommission näher 
prüfte, macht daher nur einen kleinen Bruchlheil ('/s) derjenigen 
aus, welche man doch nöthig fand, auf die Liste zu bringen, 
dagegen einen ziemlich bedeutenden ('/s) derjenigen, welche 
notorisch so wohlhabend waren, dass sie zur Steuer wirklich 
herangezogen wurden. Dass unter der Zahl derjenigen, welche 
man (nothgedrungen) ohne nähere Prüfung (zu welcher es an 
einem Anhalte fehlte), von der Steuer freiliess, noch viele sich 
befanden, welche dem Gesetze nach dieselbe hätten entrichten 
müssen — darüber werden wir unter dem Abschnitte über die 
Steuerbefreiungen noch weitere Beweise beibringen. 

Hier wollen wir zur näheren Begründung der Ansicht, dass 



1) Vgl. Report from the Selecf Committee etc. Append. 1. Tli. II. p. 
405—409. 
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ungieachtet aller Sorgfalt die Einschätzung der Gewerbetreibenden 
eine unsichere bleiben muss, insofern ihnen nicht die eigene 
Bereitwilligkeit und Rechtlichkeit der Steuerpflichtigen enfgegen- 
kommt — sowie zum Beweise, dass hierauf nicht immer zu 
rechnen ist, — noch einige amtliche Angaben darüber anführen, 
in welchem Umfang die Selbstschälzungen der Steuerpflichtigen 
bisweilen unter der Wahrheil befunden wurden. 

In London sind Fälle vorgekommen, dass die Selbstschätzung 
von 7,475 auf 10,000 /., von 34,949 auf 43,130 /., von 6000 
auf 8000, von 4000 auf 6000 /., von 5,500 auf 11,000 /. u. s. f. 
erhöht wurde, ohne dass die Steuerpflichtigen dagegen reclamirten. 
In den folgenden Fällen wurde zwar gegen die Erhöhung Appel- 
lation eingelegt, indess dennoch das Einkommen von 15,000 auf 
20,000; von 9,160 auf 15,000 l.; von 4,500 auf 9000; von 
5,110 auf 10,000, also mehrfach auf den doppelten Betrag er- 
höhet. In einem Falle wurde sogar das Einkommen eines Laden- 
inhabers, welcher sich selbst nur auf 500, sage fünfhundert /. 
eingeschätzt hatte, auf 14,000, sage vierzehntausend, also auf 
das 28fache seiner Selbslbesteuernng eingeschätzt •}. 

Es ist doch wohl wahrscheinlich , dass die Zahl der Fälle, 
in welchen man die Unrichtigkeit der Selbstschätzung bemerkt 
oder zu beweisen im Stande ist, die grosse Minderzahl ist. 
Allerdings muss anerkannt werden, dass die Unrichtigkeit der 
Seibstschätzungen in sehr vielen, wenn nicht in den meisten, 
Fällen ihren Grund nicht sowohl in einer betrüglichen Absicht 
als in einer irrigen Auflassung des Gesetzes hatte. Die Parteien 
setzten z. B. die Zinsen ihres Kapitals von ihrem Einkommen 
ab, glaubten also nur, den Gewinn versteuern zu sollen; oder 
sie machten Abzüge für Ausgaben, welche das Gesetz nicht ge- 
stattet u. s. w. (859). Allein gerade aus diesem Umstände kann 
man nur um so mehr entnehmen , dass die Selbstschätzungen in 



1) Ein kaum minder auffallendes Beispiel einer zu niedrigen Selbst- 
besteuerung ist das von GUdstone in seiner Rede vom 18. April 1853 
angeführte und Heft 1, S. 74 des laufenden Jahrgangs bereits erwähnte, 
wonach 28 Gewerbtreibende ihr Einkommen bei Gelegenheit einer geltend 
zu machenden EaUchadigungsforderung auf 48,159 t. dagegen behufs der 
Einkommensteuer auf nur 9,000 l. angaben. 
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grosser Ausdehnung unrichtig sein werden, weil irrige Ansichten 
darüber, was als steuerpflichtiges Einiiommen anzusehen sei, auch 
bei Personen vorwalten können, welche jede wissentlich falsche 
Angabe durchaus verabscheuen würden. Im Allgemeinen wird 
angegeben, dass die Berichte der wohlhabenderen Gewerbe- 
treibenden , insbesondere aller derjenigen , deren Einkommen 
1000 /. übersteigt, sehr viel zuverlässiger sind, als die der 
kleineren Geschäftsleute. Die Mehrzahl der nölhig befundenen 
Steuererhöhungen bezog sich auf Personen mit einem Einkom- 
men von weniger als tOOO /. (3128—29). An den Selbst- 
schätzungen der Banquiers und Kaufleute sei sehr selten etwas 
auszusetzen (882. 906}; sie seien sogar oft geneigt, ihr Ein- 
kommen höher als es wirklich ist, anzugeben (898). Dagegen 
verursachten die kleineren Geschäftsleute, deren Einkommen sich 
nicht viel über die Grenze der Steuerpflicht erhebe, die meiste 
Mühe; ihr Bestreben gehe darauf, ihr Reineinkommen unter die 
Grenze zu bringen und so der Steuer zu entgehen (883. 1024). 
Dass die Bereitwilligkeit, öfTentliche Lasten zu tragen, mit 
der Bildung und Wohlhabenheit steigt, ist nur geziemend. Ban- 
quiers und grössere Eaufieute sind schon um der Sicherheit und 
Ordnung ihrer eigenen Geschäfte willen genöthigt, so genau über 
dieselben Buch zu führen, dass eine Unterschätzung ihres Rein- 
einkommens kaum ohne eine w i s s e n 1 1 i c h e Unrichtigkeit ihrer 
Angaben eintreten kann. Dazu ist die Steuer viel zu unerheblich, 
als dass der Gewinn bei einer Unterschätzung des Einkommens 
gegen den Verlust an Kredit, den die leiseste Verdächtigung ihrer 
Rechtlichkeit, oder auch nur der Ordnung ihrer Geschäftsführung 
ihnen unfehlbar verursachen würde, irgend in Betracht kommen 
könnte. Auf der andern Seile ist zu erwägen, dass von den 
c. 150,000 Gewerbetreibenden, welche (im Jahre 1847) die 
Steuer zu entrichten hatten, nur c. 9,200 ein Einkommen von 
1000 l. und mehr bezogen, die übrigen 140,000, d. i. die un- 
geheure Mehrheit, zu der Klasse gehörten, deren Selbslschätzungen, 
wie oben bemerkt, von den Sleuerbeamlen für weniger zuver- 
lässig erklärt wurden. Erinnert man sich der Aeusserung, dass 
die Pächter — welche in England doch einen sehr achtbaren 
und gebildeten Stand ausmachen — grossentheils keine Rech- 

ZeiUcbr. für SuaUw. 1834. 3> Heft. 34 
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nung führen und desshalb gar nicht anders als in summarischer 
Weise nach einem äusseren Merkmal (^nämlich nach der von ihnen 
gezahlten Pachlrente) geschätzt werden können (2930, 2931), 
so wird man schliessen , dass für einen sehr grossen Theil der 
Gewerbetreibenden ähnliche Verhältnisse obwalten und die Ver- 
anlagung der Steuer immer schwieriger machen werden, je weiter 
man dieselbe nach unten hin ausdehnt. 

Der Erfolg hat diess bereits im vollen Maasse bestätigt. 
Die Ausdehnung der Steuer bis auf alle diejenigen, welche 100 /. 
an Einnahme haben (a. 1853), hat nur die verhältnissmässig 
geringe Mehreinnahme von 250,000 l. erzielt, während nach 
einer mit grosser Umsicht angestellten Schätzung der Betrag des 
dadurch zur Steuerpflicht neuerdings herangezogenen Einkommens 
auf mindestens 30 Mill. l. anzunehmen ist, und die Steuer hievon 
(zu 2 %) mindestens 600,000 /. hätte betragen sollen ')• Statt 
dessen ist noch nicht die Hälfte der zu erwartenden Summe ein- 
gegangen. 

Das englische System der Veranlagung der Einkommensteuer 
ist daher für die Ergreifung des aus Handel und Gewerbe, sowie 
durch persönliche Leistungen irgend welcher Art gewonnenen 
Einkommens, sehr viel weniger geeignet, als zur Besteuerung 
der Renten , welche aus Grundeigenlhum und Kapital fliessen. 
Die bei der Besteuerung des Einkommens aus persönlichen 
Leistungen sich zeigenden Schwierigkeiten wachsen in dem Maasse 
mehr als man die Steuer nach unten hin — auf die minder 
wohlhabenden Klassen — ausdehnen will. 

4. Steuerbefreiungen und Steoerumgehungen. 

Die Härten, welche bei der Besteuerung des Einkommens 
aus Grundeigenlhum und die Schwierigkeilen , welche bei der 
Einschätzung der minder Wohlhabenden unter den Gewerbe- 



1) Vergl. die Schätzung W. Farr's, Vorstehers der statistischen Ab- 
theilung in dem Bureau für Aufnahme der Bevöllierungsverhäitnisse , über 
die Zahl und das Gesammteinkgtnmen der Personen, welche weniger als 
200 l. an Einkommen beziehen. Report of the Seleel CommiUee Th. 11. 
S. 463 nebst den Erläuterungen dieser Schitzung (Q. 4861—4873). 
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treibenden sich ergaben, waren ohne Zweifel wichtige Griinde, 
die Steuerpflicht anfänglich auf Einkommen zu dem Betrage von 
150 /. und darüber zu beschränken. 

Indess hat die Erfahrung nach einer mehr als lOjährigen 
Dauer der Steuer bewiesen, dass die Feststellung einer solchen 
Steuergrenze in andere nicht minder erhebliche Schwierigkeiten 
verwickelt. Abgesehen davon, dass dadurch die sehr lästige — 
viel Zeit und viele Kräfte in Anspruch nehmende — Aufgabe 
erwachsen ist, die Steuer in grosser Ausdehnung zurückzuzahlen, 
wovon wir bereits oben gehandelt haben, wird durch die Steuer- 
befreiungen einer dem Sinne und Zwecke des Gesetzes nicht 
entsprechenden und leider nur zu oft geradezu betriiglichen 
Umgehung der Steuer ein weites Thor geöffnet. 

Sowohl bei Einkommen aus Grundbesitz als aus Gewerbe- 
betrieb ist es möglich, durch Kunstgriffe aller Art sich der Steuer 
ganz oder doch theilweise zu entziehen. Manche der dazu ein- 
geschlagenen Wege sind der Art, dass sie nach dem Buchstaben 
des Gesetzes nicht straffällig genannt werden können. Andere 
müssen zwar unzweifelhaft als geradezu betrüglich gestempelt 
werden, allein man hat keine Mittel, sie zu entdecken. 

Wir führen zuerst einige Beispiele der ersten Art an. Ein 
Grundbesitzer, welcher von seinem Eigenthum eine Rente von 
etwa 160 /. (d. h. nicht allzuviel über die Steuergrenze}, 
bezieht, setzt seinem Sohne eine Rente von 20 /. aus, wodurch 
sein eigenes Einkommen auf 140 l. herabgesetzt, er also von 
der Steuer frei wird. Er bleibt vollkommen innerhalb der Grenze 
einer gesetzlich erlaubten Handlungsweise (226). Ferner: Ein 
Grundbesitzer, welcher sein Grundeigenthum selbst bewirthschaftet, 
bezieht aus demselben ein Einkommen von 200 /. Um der Steuer 
zu entgehen, verpachtet er das Gut (nominell} an seinen Sohn, 
der ihm schon vorher bei der Bewirthschaftung des Gutes zur 
Seite stand, für 140 /., so sind sie beide von der Steuer frei 
(1455}. Ein drittes Beispiel: Ein Fächler ^ welcher für das 
von ihm bewirthschaflete Grundstück 340 /. Rente zahlt^ ver- 
anlasst den Grundherrn , einen Theil davon an seinen Sohn 
(oder überhaupt an einen Dritten} zu verpachten, so dass 
die Pachtrente jedes Theils unter 300 l. beträgt. Beide sind 

34* 
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darauf von der Steuer frei, und der Grundherr hat bei den 
Pariameniswahlen über eine Stimme mehr zu verfügen. 

Schreiber, oder sonstige Beamte eines angesehenen Hauses, 
welche ein Gehalt von gerade 150 /. foder jetzt 100 /.) be- 
ziehen, ersuchen ihre Prinzipale selbst, dasselbe auf 149 /. 10 s. 
oder gar auf 149 L 18 s. herabzusetzen. Sie entgehen dadurch 
einer Steuer von 4 l. 11 s. 6 d. (1005. 2387.) 

In allen diesen Fällen wird die Steuer umgangen, ohne 
dass der Buchstabe des Gesetzes verletzt wäre und die Bethei- 
liglen sich einer Strafe ausgesetzt hätten. 

Beispiele der zweiten Art, wobei ein Betrug oder doch 
eine Vernachlässigung dessen, was das Gesetz fordert, stattfindet, 
es jedoch schwer und fast unmöglich ist, dieselben zu entdecken, 
sind folgende. Ein Hausbesitzer bezieht wirklich weniger als 
150 /. an Rente. Sein Haus wird daher von der Steuerliste 
gestrichen. Er hat indess versäumt, anzuführen, dass eine Hypothek 
von 1000 /. darauf steht, welche einem wohlhabenden Manne ge- 
hört. So bleiben auch die 40 /. Zinsen, welche er zahlt und 
welche gesetzlich der Steuer unterworfen sind, von derselben 
frei. Ein anderes Beispiel : Der Inhaber von verschiedenen Actien 
zeigt den Behörden an, dass er für 140 /. an Zinsen und 
Dividenden bezieht und fordert die von den Verwaltungen der 
Gesellschaften bei Auszahlung derselben zurückbehaltene Steuer 
zurück. Er verschweigt dabei , dass er im Besitz von noch 
anderen Papieren oder Renten ist, und dadurch sein Einkommen 
die steuerpflichtige Höhe erreicht. 

Mit kurzen Worten : Steuerpflichtige , welche Betrug und 
falsche Angaben nicht scheuen, können immer einen der 
beiden nachbenannten Wege einschlagen, um sich der Steuer 
ganz oder doch theilweise zu entziehen. Erreicht das Ein- 
kommen, welches sie aus offenliegenden Quellen — wie 
Grundeigenthum oder Gewerbebetrieb — -beziehen, für sich 
allein die steuerpflichtige Höhe nicht, so verschweigen 
sie, dass sie noch von anderer Seite her (durch Besitz von 
Hypotheken, Actien, Schuldscheinen u. s. f.) Einkommen haben 
(191 — 196.) Ueb ersteigt dagegen das Einkommen aus 
den offenliegenden Einkommenqnellen die Steuer- 
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grenze, so bringen sie dasselbe durch Abzüge an Zinsen, Leib- 
renten und dergl., welche sie von dem Grundeigenlhum oder aus 
dem Geschäft zahlen zu müssen vorgeben, unter die Sleuer- 
grenze herab (2380). Sie zahlen dann nur die Steuer für die 
angebliche Schuld — als Vorschuss für den angeblichen Gläubiger. 
Da die Steuerbeamten von den eigenen Angaben der Steuer- 
pflichtigen keinen Gebrauch machen dürfen und nicht die Be- 
fugniss haben, (zumal ohne die besondere Veranlassung zu nen- 
nen) Dritte zu fragen, ob der Steuerpflichtige ihnen wirklich ein 
Kapital oder eine Rente schulde, so ist es meistens unmöglich, 
solche Betrügereien zu entdecken (1440—45. 2394). Nur der 
Zufall giebt bisweilen die Mittel dazu an die Hand, was indess 
nur dazu dient, zu constatiren, welcherlei Unlerschleife vor- 
kommen, und nicht genügt, um sie zu verhindern (1437—1461). 
Im Laufe der Jahre ist der Scharfsinn derer, welche darauf aus- 
gehen, sich den öffentlichen Lasten zu entziehen, erfinderischer 
geworden und die Steuerbeamten sind nicht im Stande, dem ab- 
zuhelfen (292—93. 1462-1467, 2384). 

Es ist sogar vorgekommen, dass rechnungskundige Personen 
angenommen und bezahlt wurden, um Rath zu geben und die 
Rechnungen so einzurichten , dass die Steuer vermieden würde 
(2373—75). 

Das einzige Mittel, diesen Umgehungen und Unterschleifen 
bei der Steuer gründlich abzuhelfen, erblicken die Sleuerbeamlen 
in der gänzlichen Abschaffung der Steuerbefreiungen für alle 
Renten aus Grundeigenthum und Kapitalbesitz und in der möglichst 
niedrigen Feststellung der Steuergrenze für Einkommen aus per- 
sönlichen Leistungen (201. 1009. 1010. 1504. 1505. 1580. 
2395—97.2496.2502.2503.3690-96). In der ersten Forderung 
sind sowohl die Beamten der Krone, als die vernommenen Ge- 
neralkommissarien ganz einig und sprechen sich darüber mit der 
grössten Bestimmtheit aus. 

Dass durch Aufhebung sämmtlicher Steuerbefreiungen für 
Renten aus Grundbesitz und Kapital die Mühe des Veranlagungs- 
geschäftes sehr vermindert, die sehr beschwerlichen Rückzahlungen 
der Steuer ganz vermieden und die Staatseinnahmen erheblich 
gesteigert werden würden, kann keinem Zweifel unterworfen sein. 
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Diess ergiebt sich nicht nur aus der Natur der Dinge, sondern 
es liegen in dieser Beziehung die Lehren der Erfahrung bereits 
vor. In dem Zeiträume von 1806 — 15 waren die kleinsten Renten 
vom Grundeigenlhum oder von Kapitalien der vollen Steuer (von 
10 %) unterworfen. Nur hierdurch wird es erklärlich, dass die 
Gesammtsumme des besteuerten Einkommens an Kapitalrenten 
(unter Titel C) im Jahre 1815 grösser war als im Jahre 1850, 
und dass die Besteuerung der Kapitalrenten, auch nachdem man 
auf den verschiedenen Procentsatz der Steuer alle Rücksicht ge- 
nommen hat, im Anfange dieses Jahrhunderts vom Kopfe der 
Bevölkerung fast doppelt soviel einbrachte als gegenwärtig. 
Dagegen ist es nicht nur unzweifelhaft, dass die Menge der 
zinstragenden Kapitalien seit dem Anfange des Jahrhunderts ab- 
solut zugenommen hat , sondern auch im höchsten Grade wahr- 
scheinlich, dass die Vermehrung der Kapitalien der Zunahme der 
Bevölkerung noch vorangeeilt ist '}. So gewiss hiernach die 



1) Nach einem auf Befehl des Hauses gedruclcten Bericht (Nr. 65. 
20. Febr. 1851) betrug das unter Titel C. besteuerte Einkommen (Kapital- 
renten) im Jahre 1815 .... 30,048,619 l. 
dagegen 1850 nur ..... 26,310,970 „ 

d. i. weniger .... 3,737,649 „ 
Im Durchschnitt der Jahre 1806—15 betrug das Steueraufkommen pro Kopf 
der Bevölkerung unter Titel C. bei einer Steuer von 10 '/o . . 4 *. 2 rf. 

1842—51 bei einer Steuer von 2,9 % nur — „ 9 „ 

d. i. bei 10 % 2 „ 6 „ 

d. h. beinahe nur die Hälfte der Summe, welche im Anfange des Jahrhunderts 
aufgebracht wurde. Dass nach einem 40jährigen Frieden , bei einem bei- 
spiellosen Aufschwünge der Landwirthschaft, des Handels und der Industrie 
und einer merklichen Steigerung des Tagelobns die Kapitalien schneller ge- 
wachsen sein werden, als die Bevölkerung, ist wohl mit Sicherheit anzu- 
nehmen. Einen wie bedeutenden Einfluss die Steuerbefreiungen auf den 
Ertrag üben, kann man ferner aus der Thatsache entnehmen, dass die Zahl 
der Personen, welche für ihre Renten von der Steuer befreit wurden (weil 
sie weniger als 150 /. an Einkommen bezogen), im Jahre 1851 über 87,500 
betrug {Return Nr. 95. 13. Dec. 1852). Gladstone schätzte das von der 
Steuer befreite Kapital in ölTentlichen Fonds auf 60,000,000 /. (pnatieial 
»laletnetU, April 18, 1853). Bei der Besteuerung der Renten aus Grund- 
eigenthum (Tit. A) zeigt das Wegfallen aller Steuerbefreiungen in dem Zeit- 
raum 1805—15 weniger bedeutende Resultate. Wenn man auf den ver- 
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Aufhebung sämmt lieber Steuerbefreiungen Tür Renten ein be- 
deutendes finanzielles Resultat herbeiführen würde, so ist es auf 
der andern Seite doch auch nicht zu verkennen, dass durch die 
Besteuerung jeder auch noch so geringfiigigen Rente und ohne 
Rücksicht darauf, ob sie in die Taschen eines Wohlhabenden oder 
eines Armen fliesst, die Härten, welche schon jetzt bei der Be- 
steuerung des Grundeigenthums und Kapitals im Vergleich zu 
dem Einkommen aus persönlichen Leistungen in manchen Be- 
ziehungen fühlbar werden, sehr vermehrt und der Steuer dadurch 
kleinen Gutsbesitzern sowie den Inhabern kleiner Kapitale gegen- 
über ein sehr fiskalischer Charakter gegeben werden würde. 
Diess ist ohne Zweifel der Grund, wcsshalb dem Antrag auf 
gänzliche Aufhebung der Steuerbefreiungen für Renten bis jetzt 
nicht entsprochen ist, obwohl die Veranlagungsbehörden denselben 
so einstimmig befürwortet haben. 

Darüber, ob die Steuergrenze nach unten hin weiter 
ausgedehnt werden solle, sprachen die Steuerbehörden und ver- 
nommenen Zeugen aus andern Ständen sich weniger entschieden 
aus; mindestens insoweit, als sie den Erfolg einer solchen Maass- 
regel nicht mit Sicherheit vorauszusagen wagten und in den An- 
sichten , bis zu welchem Einkommen man herabgehen möchte, 
nicht ganz übereinstimmten. Einige meinten, bei der Besteuerung 
alles Einkommens von 100 /. und mehr stehen bleiben zu können, 
Andere glaubten, dass man bis zu einem Einkommen von 60 
oder 50 /. herabgehen solle , noch Andere bezeichneten die 
praktische Grenze der Erhebungskosten als die einzige, 
welche sie als eine gerechtfertigte anzuerkennen vermöchten. 
Gewiss ist, dass vom theoretischen Standpunkt aus und aus 
Gründen der Gerechtigkeit gegen die Ausdehnung der Steuer 
bis auf alles Einkommen von dem Betrage von 100 /. sehr viel 



gcliiedenen Procentsalz der Steuer Bücksicht nimmt, kam damals auf den 
Kopf der Bevölkerung nicht mehr auf als in dem Zeitraum 1842—51. Der 
Grund liegt ohne Zweifel zum grösseren Theil darin, dass minder Wohl- 
habende in England in sehr viel geringerer Ausdehnung Renten aus Grund- 
eigenthum beziehen als aus Kapitalbesitz. Ausserdem mögen die Renten 
aus Grundbesitz , insbesondere wegen Vermehrung und Verbesserung der 
Wobogebäude schneller gestiegen sein, als die Bevölkerung. 
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weniger Einwendungen erhoben werden können, als gegen die 
gänzliche Aufhebung aller Steuerbefreiungen für Renten. Die 
Einwohnerklasse, welche dadurch neuerdings zur Steuer heran- 
gezogen wird, hat durch die schon früher und jetzt noch weiter 
vorgenommenen Reformen im Tarif — welche als eine Frucht 
der Einkommensteuer anzusehen sind — eine reichliche Ent- 
schädigung für die ihr jetzt angesonnene Last erhalten '). Aliein 
praktisch — für die Finanzen — ist diese Veränderung des 
Gesetzes nicht so vortheilhaft gewesen, wie die durchgreifende 
Besteuerung aller Renten sich ohne Zweifel erwiesen haben würde. 
Wir haben bereits oben angeführt, dass die dadurch erzielte Mehr- 
einnahme verhältnissmässig sehr gering gewesen ist (250,000 /. *}. 



1) Vgl. Gladstone's financial slalement, 18. April 1853. 

2) Welche finanziellen Resultate die Ausdehnung der Steuerpflicht auf 
Einkommen geringeren Betrages ohne Zweifel hahen würde, wenn nicht die 
Schwierigkeiten der Steuerveranlagung bei minder Wohlhabenden (nach dem 
englischen System) das Ergebniss so sehr beeinträchtigten, kann man sehr 
deutlich erkennen, wenn man die Ergebnisse der Steuer im Anfange des 
Jahrhunderts und in dem eben verflossenen Jahrzehnt zuerstbei den Pächtern 
(Tit. B) und dann bei den Gewerblreibenden (Tit. D) vergleicht. Das steuer- 
pflichtige Einkommen der Pächter war seit 1814 bis 1848 in Grossbrilannien 
von 40,628,000 l. nur auf 48,164,000 l. oder nicht voll um 8 Mill. l. gestiegen, 
dagegen das steuerpflichtige Einkommen der Gewerbetreibenden (in dem- 
selben Zeitraum) von 34 Mill. auf 60 Mill., also um 26 Mill. l. (Relum 65. 
20. Febr. 1851). Die Verschiedenheit dieses Zuwachses erklärt sich gewiss 
am natürlichsten dadurch, dass das steuerpflichtige Einkommen der Pächter 
damals wie jetzt vermittelst des äusseren Merkmales der Pachtrente mit 
grosser Sicherheit ermittelt werden, und daher die Ausdehnung der Sleuer- 
pflicht auf minder Wohlhabende (auf alle, die 50 l. und darüber an Ein- 
kommen bezogen) , ihre volle Wirkung äussern konnte , dass dagegen die 
Einschätzung der minder Wohlhabenden unter den Gewerbtreibenden (voii 
50— 150 t. Einkommen) in dem Zeitraum 1806 — 15 ganz unsicher blieb und 
der hohe Procentsatz der Steuer (von 5—9 % für Einkommen von 50—150 l.; 
von 10 "/o für Einkommen über 150 l.) das natürliche Streben, sich der 
Steuer zu entziehen, noch vermehrte. Das steuerpflichtige Einkommen der 
Pächter war daher 1806— 15 ziemlich vollständig, das der Gewerbetreibenden 
sehr unvollständig zur Steuer herangezogen. In der Periode 1842—51 war 
dieser Unterschied, wenn auch vorhanden, so doch jedenfalls geringer, weil 
bei der Beschränkung der Steuer auf die Wohlhabenden (Grenze: 150 l.) 
und bei einem sehr massigen Steuersatz (3 «/o) die Steuer auch von den Ge- 
werbtreibenden nur in vergleichungsweise geringem Umfang umgangen wurde. 
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Eine Erleichterung für die Veranlagung und Erhebung der Steuer 
ist dadurch im Allgemeinen ohne Zweifel nicht gewonnen, noch 
auch das Feld für Sleuerumgehungen beschränkt worden. Viel- 
mehr müssen die Schwierigkeiten in dieser Beziehung noch er- 
heblich gewachsen sein. Zwar d i e Personen , welche nahezu 
150 /. an Einkommen beziehen, mag man sicherer ergreifen. 
Allein die Zahl derjenigen, welche ein Einkommen von 100 /. 
oder wenig darüber haben , ist sehr viel grösser , als die der 
Personen, welche hart über der vorhin gezogenen Grenze der 
Steuerpflicht (150 /.) lagen. Es ist also für eine sehr viel 
grössere Zahl von Personen der Anreiz gegeben, sich der Steuer 
zu entziehen. 

So lange man versucht, die Form einer Besteuerung des 
reinen Einkommens auch auf die minder wohlhabenden Einwohner- 
klassen anzuwenden, ist es gleichwohl unvermeidlich, die Grenze 
der Steuerpflicht in einer bestimmten Zahl, nämlich durch Be- 
zeichnung des zuletzt noch steuerpflichtigen Einkommens anzu- 
geben. Der Uebelstand, dass hierdurch für eine grosse Anzahl 
von Personen die Gelegenheit und der Anreiz gegeben wird, 
sich der Steuer durch allerlei Kunstgrilfe zu entziehen, ist daher 
von der gegenwärtigen Form der englischen Einkommen- 
steuer unzertrennlich. 

Fassen wir die Bemerkungen über die Erfolge des eng- 
lischen Systems der Einkommensteuer kurz zusammen, so ist 
zunächst anzuerkennen, dass es vermöge desselben möglich und 
bereits gelungen ist, das Einkommen an R e n t e n aus Grundbesitz 
und Kapital, sowie an Besoldungen fast vollständig zu er- 
greifen und bis zu einer Höhe von 10 % nachhaltig zu be- 
steuern. Die englische Einkommensteuer hat finanzielle Resultate 
ergeben, welche von keiner andern directen Steuerform bis jetzt 
erreicht sind. Indess haben diese Erfolge doch nicht ohne fühl- 
bare Härten sichergestellt werden können. Als solche sind die 
Weigerung eines Abzuges von dem steuerpflichtigen Einkommen 
aus Grundbesitz wegen vieler Kosten der Instandhaltung, wegen 
Einnahmeausfällen in Folge ungünstiger Ernten u. s. f , ferner die 
Aufhebung aller Steuerbefreiungen für Renten anzusehen, zu 
welcher man im Anfang dieses Jahrhunderts geschritten ist, und 
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wahrscheinlich auch jetzt seine Zuflucht wird nehmen müssen, 
wenn die Steuer dauernd zu einem hohen Procentsatz erhoben 
werden sollte. 

Zu einer wirksamen Besteuerung des Einkommens aus per- 
sönlichen Leistungen (Gewerbebetrieb u. s. w. Titel D) zeigt 
sich die englische Form der Einkommensteuer viel weniger ge- 
eignet. Die Einschälzungen bleiben bei aller Sorgfalt der Be- 
hörden und unerachtet einer vortrefflichen Organisation derselben 
unsicher und werden es in dem Maasse mehr, als man minder 
Wohlhabende zur Steuer herangehen will '3. Auf der andern 
Seite erschwert die Feststellung einer Grenze der Steuerpflicht 
die Einschätzung derjenigen ungemein, welche von dieser Grenze 
nicht allzu entfernt liegen. Als eine sehr grosse Schattenseite 
der gegenwärtigen Gestalt der englischen Einkommensteuer muss 
es endlich anerkannt werden, dass theils der in grosser Aus- 
dehnung zur Anwendung kommende Grundsatz der Selbstein- 
schätzung , theils die durch eine bestimmte Zahl bezeichnete 
Grenze der Steuerpflicht Gelegenheit und Anreiz zur Umgehung 
und selbst zur wissentlichen Entstellung der Wahrheit geben. 

VII. 
Anträge auf Umgestaltung der Einkommenstener. 

Gegen das jetzt in England bestehende System der Ein- 
kommensteuer sind im Laufe der Zeit und insbesondere in den 
letzten Jahren lebhalle Angriffe gemacht. Man hat nicht nur 
einzelne Bestimmungen des Gesetzes für unzweckmässig und 
drückend erklärt, sondern das Prinzip selbst, auf welches die 
Einkommensteuer basirt ist, in Frage gestellt und eine gänzliche 



1) Der 80 selir viel geringeren Vollständigkeit und Sicherheit der Be- 
steuerung des Einkommens aus persönlichen Leistungen im Vergleich zu 
dem aus Renten und Besoldungen ist es wahrscheinlich beizumessen, dass 
der Steuererlrag des zuerst genannten Einkommens (aus Tit. D) noch nicht 
3/jo des Gesammtertrages der Steuer ausmacht, und in den Jahren 1806—15 
sogar nur 22. 75 */o, das ist zwischen 'A und Vs desselben betrug. Bei 
der ungeheuren Enlwickelung des Handels und der Industrie in England, 
welche gegen V» der Bevölkerung beschäftigen, sollte man erwarten, dass 
die Besteuerung der Gewerbthatigkeit einen grösseren Theil des Gesammt- 
ertrages ausmachen werde. 
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Umgestaltung der Steuer zur unerlässlichen Bedingung ihrer 
fernem Dauer gemacht. Die Bewegung gegen die Steuer — 
mindestens in ihrer jetzigen Form — wurde so allgemein und 
nahm an Stärke in dem Maasse zu, dass das Parlament sich 
veranlasst fand, einen besondern Ausschuss zur Untersuchung 
des Gegenstandes zu ernennen '). Das Endergebniss derselben 
und der sich daran knüpfenden Berathungen im Staatsminislerium 
war der Entschluss, die Einkommensteuer nicht als dauerndes 
Glied des britischen Steuersystems zu behandeln, sondern sie 
vielmehr bald Ihunlichst zu ermässigen und durch die Verbes- 
serung anderer Steuern schliesslich entbehrlich zu machen. 

Die vorzüglichste Veranlassung des in der öifentlichen 
Meinung sich eriiebenden und mit den Jahren wachsenden Stur- 
mes gegen die Einkommensteuer ist nach der Ansicht des Finanz- 
ministers darin zu suchen, dass man dieselbe im Jahre 1842 nur 
als eine vorübergehende Last auf sich nehmen zu müssen 
glaubte, seitdem aber bei ihrer beständigen Wiederverlängerung 
und bei der ohne ihre Hülfe immer noch misslichen Lage des 
Haushaltes, ernstlich zu besorgen anfing, sie werde unvermerkt 
eine dauernde Abgabe werden. 

2u diesem , allen Steuerpflichtigen gleich nahe liegenden, 
praktischen Grund kam ein zweiter in der theoretischen Be- 
gründung der Steuer wurzelnder. Man hatte die Einführung der 
Einkommensteuer — unerachtet dieselbe nur als eine vorüber- 
gehende Maassregel beantragt wurde — sehr allgemein gepriesen 
oder doch gebilligt, weil sie die gerechteste oder vielmehr die 
einzig gerechte unter allen Steuerformen wäre. Man hielt den 
Grundsatz Adam S m i t h 's, dass alle Steuern nach der Leistungs- 
fähigkeit der Staatsbürger, das heisse nach Verhältniss ihres 
Einkommens zu vertheilen seien *"} , für den ebenso unum- 



1) Yergleiclie die in der Anmerkung 2, Heft 2 dieses Jahrgangs, S. 201 
darüber gegebenen Nachrichten. 

2) Ad. Smilb, Wealth of nations, Book V. Cbap. IL Part II. N. 1. (9'i> 
edit. London 1799. p. 2.')5). The stibject« of everij ulate ought to conlri- 
htle loward» tke «upport of Ihe governmenl a* nearlif as possible in pro- 
porlion to tkeir regpeetive abililies , that is in proportion to tke 
revenut wkich they reapectively enjoy uuAer the protection of Ihe atale. 
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stösslichen Eckstein der Finanzwissenscliafl als sicheren Leitstern 
der Staatsmänner und machte — unbeirrt dadurch, dass die eben 
eingeführte Einitommensleuer kaum den zehnten Theil des Staats- 
bedarfes deckte und bei den übrigen Steuern dieser Grundsatz 
notorisch keine Anwendung fand — an dieselbe den Anspruch, 
dass sie für sich allein den Forderungen genügen sollte, welche 
man im Namen der Wissenschaft und der Gerechtigkeit an ein 
Steuersystem glaubte stellen zu dürfen. 

Es konnte nicht fehlen, dass man sich bald überzeugte, wie 
wenig eine gleichförmige Besteuerung alles Einkommens ohne 
Rücksicht auf sonstige Verschiedenheiten der Lebensverhältnisse 
für sich aliein geeignet ist, eine wirklich gerechte, der Leistungs- 
fähigkeit eines Jeden entsprechende, Vertheilung -der Last herbei- 
zuführen. Man konnte den Thatsachen gegenüber nicht umhin, 
anzuerkennen, dass die Fähigkeit, zu den Staalslaslen beizutragen, 
nicht, — wie Ad. Smith vorausgesetzt hatte — überall nach 
dem Verhältniss des Einkommens sich richte. Eine etwas nähere 
Betrachtung der Sache zeigte besonders klar, welcher grosse 
Unterschied bei gleichem Jahreseinkommen in Beziehung auf die 
Sich er heil und die Zeit seiner Forldauer bestehen könne 
und auch wirklich vorhanden sei. 

Die Betheiligten selbst, von denen Viele in einer nahen Be- 
ziehung zu den Organen der öffentlichen Meinung stehen, heben 
mit Nachdruck hervor, wie ungerecht die gleiche Besteuerung 
eines durch persönliche Leistungen gewonnenen, an das Leben, 
die Gesundheit, die Thätigkeit ü. s. w. des Erwerbenden, sowie an 
die Gunst vieler andern Verhältnisse geknüpften und eines aus 
Eigenthumsrechten fliessenden, von den persönlichen Verhältnissen 
des Besitzers unabhängigen Einkommens sei. Es ist sehr er- 
klärlich, dass man diesen in die Augen fallenden Widerspruch 
zwischen den Lehren der Theorie und den anscheinend so be- 
gründeten Ansprüchen der beeinträchtigten Interessen zunächst 
durch eine richtigere Auffassung oder schärfere Bestimmtrng des 
allgemeinen Grundsatzes der Besteuerung lösen zu können glaubte. 

Man meinte, der vorgebrachten Beschwerde durch eine Be- 
richtigung des Begriffes von reinem Einkommen abhelfen zu 
können. Einkommen aus persönlichen Leistungen sei 
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erst dann als wirkliches Reineinkommen zu betrachten, wenn 
man auch hier alle Posten, welche als Rückerstattungen 
früherer Kapitalsauslagen ; z. B. für Aneignung der Fachbil- 
dung oder als Verwendungen zur Sicherstellung des 
gleichen Einkommens für die Z u k u n f t zu betrachten seien, aus- 
geschieden habe. 

Diese Bemühungen, Einkommen, dessen Fortdauer ungewiss 
und an mancherlei Bedingungen geknüpft ist, durch Zerlegung 
in seine Bestandtheile und durch entsprechende Reduktionen, 
solchem, welches aus Eigenthumsrechten entspringt und unter 
gewöhnlichen Verhältnissen als forllaufend betrachtet werden 
kann, gleichzustellen oder das Maass der Besteuerung für beide 
mathematisch auf dieselben Grundlagen zurückzuführen , finden 
ihre consequenteste Entwickelung in dem System der Actuare 
der Renten- und Lebensversicherungs-Gesellschaflen. 

Dieselben gingen von der Thatsache aus, dass der Werth, 
welchen Renten unter Berücksichtigung ihrer Grösse, Sicherheit 
und Dauer haben, in dem Kapital oder Marktpreise ausge- 
drückt sei, für welchen diese Rente käuflich ist; dem entsprechend 
könne man jedes Einkoramen nach den gegebenen Bedingungen 
der Grösse, Sicherheit und Dauer in ein Kapital verwandeln, 
welches den richtigen Maassstab für seine Besteuerung darstelle. 
Die Einkommensteuer sollte hiernach in eine Vermögenssteuer 
verwandelt werden, jedoch in dem Sinne, dass nicht nur alles 
Eigenthum im gewöhnlichen Sinne des Wortes, sondern auch 
alles Einkommen nach seinem Kapitalwerthe der Steuer unter- 
worfen würde. Das Einkommen sollte gleichsam als ein Anzeiger 
für das entsprechende Vermögen betrachtet, dieses aber nach 
seinem wirklichen Werihe, d. h. nach seinem Marktpreise 
versteuert werden. 

Diesen Vorschlag für die Umbildung der Einkommensteuer, 
welchem unter andern auch das bekannte Parlamentsmitglied 
Joseph Hume sich angeschlossen hat, versuchte man auch theo- 
retisch durch eine Modifikation des obersten Grundsatzes der 
Besteuerung zu begründen, indem man es für gerecht erklärt, 
dass jeder Staatsbürger nach Maassgabe des Schutzes, den 
er für Person und Eigenthum geniesse ^das heisse nach 
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Maassgabe seines Vermögens) zu den Kosten der Staatsverwaltung 
beitrage '). So wenig nun auclj dieser neue Besteuerungsgrund- 
salz und der damit in Verbindung stehende Plan einer Umge- 
staltung der Einkommensteuer sich allgemeine Anerkennung zu 
erringen vermocht hat, so gewiss ist doch auf der andern Seite 
die unbefangene Voraussetzung: Einkommen und Steuerfähigkeit 
seien eine und dieselbe Sache, und das Einkommen sei daher 
der allein richtige und überall zureichende Maasstab der Steuer- 
vertheilung — durch diese Untersuchungen für immer widerlegt 
und vernichtet worden. 

Dieses zunächst freilich nur negative Ergebniss der Er- 
fahrung und der dieselbe begleitenden Erörterungen ist von der 
öfTenllichen Meinung in England mit solche* Entschiedenheit 
anerkannt und ausgesprochen worden, dass es für jeden Staats- 
mann unumgänglich wurde, demselben in der einen oder anderen 
Weise Rechnung zu tragen. Der Vorgänger des jetzigen Finanz- 
ministers — D i s r a e 1 i — das Haupt der Tories im Unterhause, 
hofile den erwähnten Beschwerden abzuhelfen und den Gewerbe- 



1) Auch die Vertheidiger dieses Grundsatzes berufen sich auf Adam 
Smith und lehnen sich an dessen Prinzipien an. Sie heben nur das Moment 
besonders hervor, dessen Ad. Smith in seinem oben angeführten Satze gleich- 
sam vorübergehend und im Zusammenhange mit den BegrilTen Steuerfähig- 
keit und Einkommen gedachte, das Moment des Slaatsschutzes. Es ist 
gegen diese nicht auf England allein beschränkte Lehre schon von anderen 
Seiten mit vollem Rechte eingewendet worden , dass der Schutz fOr die 
Person allen Unterthanen gleichmässig zu Theil werde und mit Rücksicht 
hierauf alle Unterthanen den (absolut) gleichen Beitrag zu zahlen haben 
würden, keineswegs einen nach dem Yerhältniss ihres Vermögens abgestuften ; 
dass ferner, auch wenn man die Rücksicht auf den Schutz des Einkommens 
und Eigenthums als maassgebend anerkennen wolle, noch immer ganz un- 
entschieden bleibe, ob nun die Vermögens- oder die Einkommensteuer die 
allein gerechte Steuer sei ; endlich dass der Staat überhaupt nicht als eine 
Versicherungsgesellschaft angesehen werden dürfe. Vgl. Stahl, Staatslehre, 
2ter Theil, über die Finanzen (2te Aufl. S. 418 ff.). Dass mau die Steuern 
in der That nicht als Assecuranzpramien ansehen kann, geht schon daraus 
seKr deutlich hervor, dass bei eintretenden Verlusten in Folge eines unge- 
nügenden Schutzes, z. B. d. h. Raub oder Diebstahl , der Staat keineswegs 
Ersatz leidet. Dass der Staat auf der andern Seite mehr leistet, als blossen 
Schulz, bedarf keiner Erinnerung. 
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stand für sich zu gewinnen, indem er das Einkommen aus per- 
sönliciien Leistungen und Gewerbebetrieb (unter Titel D) zu 
einem ermässiglen Salze im Vergleich zu dem Einkommen aus 
Kapital und Grundbesitz zu besteuern versprach (]mit 5'/4 d. pro /. 
statt mit 7 d.). Dieser Plan erwies sich indess schon desshalb 
als ungenügend, weil er das Einkommen , welches bei dem Be- 
triebe eines Gewerbes mit Hülfe eines Kapitales gewonnen wurde, 
dem durch persönliche Leistungen allein erworbenen ganz gleich 
stellte, also der gerügten Ungleichförmigkeit der Besteuerung 
nur in sehr beschränktem Umfange abhalf. 

Das gegenwärtige Ministerium (Aberdeen) erkannte eben- 
falls bald nach seinem Amtsantritt die Nothwendigkeit an, die 
Einkommensteuer einer Revision zu unterwerfen, und hat dem 
entsprechend die Frage, in welcher Weise dieselbe verbessert 
werden könne, auf das Ernstlichste in Erwägung gezogen. Das 
Ergebniss dieser Berathungen, welches der Finanzminister G 1 a d- 
stone am 18. April 1853 im Unterhause vortrug, ist sowohl 
für die Kenntniss der englischen Finanzverhältnisse als für die 
Wissenschaft wichtig genug, um dasselbe hier kürzlich mitzu- 
theilen. 

Gladstone begann damit, hervorzuheben, welche ausserordent- 
lich wichtigen Dienste die Einkommensteuer dem Lande bereits 
erwiesen habe, welche mächtige Hülfsquelle für die Zeiten der 
Noth und Gefahr England darin besitze. Durch sie sei es mög- 
lich geworden, dem lawinenartigen Anwachsen der öffentlichen 
Schuld, welche alle Keime des Nalionalw^hlstandes verderben- 
bringend zu überschütten gedroht habe, eine Grenze zu setzen, 
und während des furchtbarsten und kostspieligsten Krieges die 
Ausgaben nahebei durch die Einnahmen zu decken. Durch sie 
sei in den Zeiten des Friedens Sir R. Peel in den Stand gesetzt 
worden, die kühnsten und umfassendsten Reformen der Finanz- und 
Handelspolitik in dem Augenblick in Angriff zu nehmen, als schon 
ein beträchtliches Deficit in der Staatskasse Verlegenheit' ver- 
anlasste. 

So unzweifelhaft es hiernach die erste Pflicht jedes Finanz- 
ministers sei, seinem Vaterlande dieses gewaltige Rüstzeug zur 
Bekämpfung von Gefahren und Ueberwindung ausserordentlicher 
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Schwierigkeiten unversehrt zu erhalten , so gelheill wären die 
Ansichten darüber, ob diese Abgabe zu einem dauernden Gliede 
des englischen Steuersystems gemacht werden könne und solle. 
Das Beispiel ihrer Wiederaufhebung im Jahre 1816 nach zehn- 
jähriger Dauer spreche nicht dafür. Dasselbe zeige, dass die 
Einkommensteuer gleich einer mächtigen Waffe unversehrt eine 
Zeitlang ruhen und aufbewahrt werden könne, um im Augen- 
blick der Gefahr gleichsam aus der Rüstkammer hervorgeholt 
und zum Dienste des Vaterlandes verwendet zu werden. Allein 
zu einem fortdauernden Gebrauch sei sie schon wegen der 
ungleichen Schwere, womit sie die verschiedenen Steuer- 
pflichtigen belaste, nicht geeignet. In der Stunde der Gefahr 
und auf kurze Zeit sei wohl jedermann bereit, die ihm auferlegte 
Bürde zu tragen, ohne allzu ängstliche Rücksicht auf die gleich- 
massige Belastung seines Nebenmannes. Dagegen seien alle 
Parteien darüber einig, dass die Einkommensteuer in ihrer 
gegenwärtigen Gestalt nicht bleibend werden könne; das 
sei nur möglich, wenn es gelinge, die Ungleichheilen, welche 
sie jetzt einschliesse, zu entfernen. 

Er habe reiflich erwogen, ob diess ausführbar sei. Zunächst 
biete sich das von vielen Seiten empfohlene Auskunitmittel dar, 
das Einkommen nach seinen Quellen unter Beachtung der ver- 
schiedenen Sicherheit und Dauer desselben mit einem ver- 
schiedenen Procentsatz zu besteuern. Allein in dieser Beziehung 
sei zu erwägen, dass das aus Grunde ig enthum fliessende 
(unter Titel A der Akte besteuerte) Einkommen schon jetzt 
wegen der Art und Weise der Veranlagung der Steuer faktisch 
höher belastet sei, als das aus Gewerbebetrieb stammende (unter 
Titel D besteuerte) und zwar nach dem Verhältniss von 9 : 7 
oder ziemlich nahe in dem Verhältniss, welches herzustellen sein 
Amtsvorgänger (Disraeli) sich anheischig gemacht habe '). 

Wolle man ferner die öffentlichen Beamten (die Steuer- 
pflichtigen unter Titel E) gegen die Rentenbezieher in der Steuer 
bevorzugen, so erinnere er daran, dass noch nicht vor langer 
Zeit ein Antrag gestellt worden sei, die Gehälter aller Beamten 



1) Vergl. oben Seite 506. Anm. 1. 
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um 10 % ZU ermässigeii. Sie würden sich besser befinden 
wenn man ihnen mit der gegenwärtigen Steuer auch ihre jetzige 
Besoldung belasse. 

Am meisten begründet erscheine der Anspruch, die Besitzer 
öffentlicher Fonds mit einem höheren Procenlsalz gegen Gewerbe- 
treibende u. s. w. zu besteuern. Er wolle davon absehen, ob 
diess den gegenwärtigen Staatsgläubigern gegenüber ohne Ver- 
letzung der Treue geschehen könne und ob man bei der Nego- 
zirung eines künftigen Anleihens eine solche Zusatzsteuer nicht 
Iheuer werde bezahlen müssen. Eine genaue Untersuchung der Ver- 
hältnisse der gegenwärtigen Besitzer der Staatspapiere zeige in- 
dess, wie wenig eine Zusatzsteuer für Zinsen aus Fonds in ihren 
Wirkungen den Vorstellungen und Voraussetzungen, von welchen 
nian bei einem solchen Vorschlage ausgehe, entsprechen werde. 
Von der ganzen Summe der ÖiTentlichen Schuld (von 707 
Mill. /.) sei nur der kleinere Theil, nämlich 280 Mill. auf den 
Namen eines Eigenthümers allein eingetragen (sole accounts). 
Davon seien 60 Mill. im Besitz von Personen, die weniger als 
150 /. bezögen, daher von der Steuer frei seien. Von den 
übrigen 220 Millionen fliesse noch ein beträchtlicher Theil in 
die Hände von Witlwen und Waisen, Altersschwachen oder 
sonst hülfsbcdürftigen Personen. 

Der überwiegend grössere Theil der öffentlichen Schuld 
(427 Mill.) sei nicht freies Eigenthum des Inhabers (Joint ac- 
counts). Davon gehörten d3 Mill. den Verwaltungen der Spar- 
banken; 50 — 60 Mill. den Verwaltungen fallirter Häuser; ein 
dritter Theil Unterthanen auswärtiger Länder, welche ihre Papiere 
englischen Banquiers anvertraut; ein vierter Personen, welche nur 
den Genuss der Zinsen auf bestimmte Zeit hätten ; ein fünfter Gesell- 
schaften und Handelscompagnieen, welche zum Betriebe ihres Ge- 
schäftes einen Theil des nöthigen Kapitals in Staatspapieren bereit 
hielten. Bei allen diesen Kategorieen der Staalsgläubiger sei es 
offenbar, dass eine Zusatzbesteuerung von entschieden nach- 
theiligem Einfluss sein werde. 

Schliesslich müsse man erwägen, dass die Verhältnisse der 
Gewerbetreibenden (Steuerpflichtigen unter Tit. D) selbst so 
grosse Verschiedenheilen darböten, dass man durch eine durch- 

Zeitochr. für Staatsw. 1851. 3« Hefl. 35 
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schnittliche Begünstigung derselben vor andern Klassen der 
Steuerpflichtigen dem Ziele einer gerechten Steuerausgleichung 
um nichts näher komme. Die Gewerbe im engeren Sinne des 
Wortes (trade) würden fast überall mit Hülfe eines Kapitals 
betrieben. Viele derselben würfen einen so sicheren und dauern- 
den Gewinn ab, und böten so vortheilhafle Gelegenheit, das Ge- 
schäft auf einen Nachfolger übergehen zu lassen, und ausserdem 
andern Kindern ein gutes Unterkommen zu verschaffen , dass 
durchaus kein Grund vorliege, dieselben in der Steuer gegen 
das Grundeigenthum zu bevorzugen. 

Ein anderes wäre es allerdings mit dem Einkommen aus 
persönlichen Leistungen (of professional men, wie der Aerzte, 
Advokaten u. s. w.}. Dass diese durch die Steuer meistens 
härter betrolFen würden als Rentenbezieher und andere Gewerbe- 
treibende, sei nicht zu läugnen. Indess betrieben auch von diesen 
viele ihr Geschäft noch mit Hülfe eines kleinen Kapitals. Sondere 
man diese von den übrigen aus, so finde man, dass die Steuer 
der wirklich nur auf den Erwerb aus ihren persönlichen Leistungen 
angewiesenen nur etwa 250,000 /. betrage, d. h. nur den zwei- 
undzwanzigsten Theil der ganzen Steuer ausmache. Die nicht 
unbegründeten Beschwerden dieser Personen seien für ihn ein 
Grund mehr, um die Einkommensteuer nur als eine vorüber- 
gehende Hülfsquelle zu behandeln. Allein man solle nicht um 
des 22sten Theiles der Steuer wegen sich in die Gefahr begeben, 
die ganze Steuer zu zerstören. Diess sei aber die unvermeid- 
liche Folge jedes Versuches, einzelne Klassen der Steuerpflichtigen 
vor andern zu erleichtern. Aus welchen Rücksichten immer 
einige Steuerpflichtige begünstigt würden, unausbleiblich gäbe 
man dadurch noch anderen Grund und Veranlassung, ähnliche 
Begünstigungen für sich zu verlangen. 

So schiene nichts gerechter und zugleich einfacher, als 
Zeitrenten im Vergleich zu immerwährenden Renten massiger 
zu besteuern. Man könne hier genau berechnen, welcher Theil 
der Zeitrenle wirklicher Zins, welcher Rückerstattung des Kapi- 
tales sei. Bewillige man indess für Zeitrenten eine massige 
Steuer, so müsse man auch lebenslängliche Renten anders 
behandeln als immerwährende. Den Inhabern von Zeit- und 
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lebenslänglichen Renten ans Staalspapieren stünden aber die 
gleich, welche vom Grundbesitz oder aus einem Geschäft 
eine lebenslängliche Rente bezögen ; an diesse schlössen sich die 
Pächter auf Zeit und so reihe sich immer ein Anspruch auf 
Steuerbefreiung an den andern, bis man den grösseren Theil 
des Einkommens verloren habe. Man könne nicht jährlich Ex- 
perimente einer Umgestaltung der Steuer machen, vielmehr würde 
es einem Verralh am Yaterlande gleichkommen, wenn man bei 
dem Versuche, einen Plan durchzusetzen, der zwar auf dem 
Papiere ganz gut aussehe, dagegen im Leben gänzlich unaus- 
führbar sei '3 , sich der Gefahr aussetzen wollte, diesen sicheren 



1) Zu diesen scheinbar einftichen, der That nach indess völh'g unang- 
luhrbaren Plänen rechnete Gladstone auch den früher erwähnten der Actnare, 
die Einkommensteuer in eine Vermögenssteuer in dem Sinne zu ver- 
wandeln, dass alles Einkommen nach seinem Marktpreise kapitalisirt und 
demgemäss besteuert würde. Er bezeichnete diesen Plan als den vor allen 
andern zwar am meisten consequenten, dagegen auch als den am weitesten 
hinter der Grenze dessen belegenen, was noch als möglich denkbar sei: als 
eine blosse mathematische Speculation auf dem Papier. Zur Erklärung dieses 
ziemlich scharfen Urtheiles wollen wir hier kürzlich anführen , was nach 
der eigenen Aussage eines der Actuare zur vollständigen Ausführung seines 
Planes gehören würde (vgl. Ev. 3289—3632). Die Absicht ist zuerst , das 
BUS Vermögen (Grundbesitz und Kapital) fliessende Einkommen (an Renten 
und Z i n s e nl von dem durch persönliche Leistungen aller Art (wie Kennt- 
nisse, Geschicklichkeit, Fleiss etc.) erworbenen (Gewinn) überall zu 
trennen. Alles Kapital soll gleichmässig nach dem landesüblichen Zins- 
fusse; der Gewinn dagegen nach Maassgabe seiner Sicherheit, wahr- 
scheinlichen Dauer und Regelmässigkeit verschieden besteuert werden. 
Zu dem Ende ist es unerlässlich , dass jeder Geschäftsmann die Grösse des 
in seinem Geschäfte steckenden Kapitales angebe, auch seine Gläubiger 
namhaft mache. Da ferner der Gewinn nach seiner muthmaasslichen Dauer 
und Regelmässigkeit in seinem Kapitalwerthe geschätzt werden soll , so 
müssen alle VerhSltnisse , welche hierauf offenbar von entscheidendem Ein- 
flüsse sind , vvie das tebensalter des (leschäflsmannes , die Sicherheit und 
wahrscheinliche Dauer seines Geschäftes, die erworbene Kundschaft etc. 
berücksichtigt nnd angegeben werden. Dass noch viele andere eben so 
wichtige und oft noch einflussreichen Momente, von denen die Fortdauer, 
das Wachsen oder die Abnahme des Gewinnes bei einem Geschäft abhängt, 
(wie Gesundheit, Umsicht und Betriebsamkeit, allgemeine Verbältnisse des 
Verkehrs etc.) bei verschiedenen Gewerben und Personen sich sehr ver- 
schieden gestalten, sich aber jeder Vorausbestimmung und Berechnung ganz- 

35* 
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Anker für Fälle der Noth gänzlich zu zerbrechen. Daher bliebe 
nur übrig, die Steuer, welche man nicht von allen Ungleichheiten 
der Belastung befreien könne, lediglich als eine ausserordent- 
liche Hülfsquelle zu behandeln und in ihrer gegenwärtigen Ge- 
lich entziehen, bedarf wohl kaum der Erinnerung. Auch nur die früher 
angeführten YerhSItnisse , welche sich von Person zu Person und von Jühr 
zu Jahr wesentlich verändern, in solcher Weise zu ermitteln und festzustellen, 
dass sie eine sichere Grundlage für die Berechnung des Vermögens und 
sonach der Steuer werden können, wird wohl kaum Jemand für ausführbar 
halten. Das erwähnte System führt indess auch bei der Besteuerung des 
Grundeigenthumes, welche nun mit so grosser Sicherheit geschieht, auf ähn- 
liche ganz unübersteigliche Schwierigkeiten. Bei den in England herrschenden 
Sitten ist der Fall sehr häufig, dass Jemand die Renten aus Grundeigenthum 
nur für die Zeit seines Lebens bezieht, und dass bereits bei seinem 
Leben feststeht, wer nach seinem Tode in den Genuss seiner Rechte ein- 
treten soll. Den beschränkten Besitzer (der in vielen Fällen nur den Niess- 
brauch hat), gleich dem freien Eigenlhumer zu besteuern , würde nach den 
Voraussetzungen des in Rede siehenden Planes ungerecht sein. Will man 
daher das Grundeigenthum (welches doch eine dauernde Rente ge- 
währt), nicht geringer besteuern, obschon sein Inhaber nicht freier Eigen- 
tbüiuer ist, so wird man genöthigt, einen Theil der Steuer auf den An- 
war t e r zu werfen, was praktisch eben so schwierig als theoretisch wunderlich 
ist. Denn der Anwärter soll versteuern, was er noch nicht hat, und über- 
haupt nicht erlangt, wenn er früher stirbt als der Inhaber. In nicht geringere 
Schwierigkeiten verwickelt der schwankende Preis der Staatspapiere und 
des Grundeigenthumes bei unveränderter Rente. Soll jede Rente nach ihrem 
Marktpreise besteuert werden, so muss man billiger Weise auch hierauf 
Rücksicht nehmen. Dagegen würde bei dem Versuch, dieses zu thun , der 
Theil der Steuer , welcher jetzt am leichtesteii erhoben wird , in bewegten 
Zeiten wahrscheinlich der dornenvollste werden. Diess wird genügen , um 
das Urtheil Gladstone's zu rechtfertigen. Aus der Vernehmung der Actuare 
geht deutlich genug hervor, dass sie ihren Plan keineswegs nach allen Seiten 
hin so durchdacht haben, wie man diess von einem praktischen Staatsmann 
und von einem Lehrer der Wissenschaft zu verlangen berechtigt wäre. 
Billiger Weise kann man diess auch von Männern, die von einer, wenn 
anch wichtigen, so doch immerhin einseitigen Berufsthätigkeit in Anspruch 
genommen werden, nicht erwarten. Daraus folgt jedoch nicht, dass nicht 
viele ihrer Ideen und Vorschläge der reiflichsten Erwägung werth seien und 
mit der Zeit in der einen oder andern Gestalt sowohl in der Wissenschaft, 
als in der Praxis ihren Platz finden mögen. Die letzte Reform der Erb- 
schaftssteuer in England und die Ausnahme des Einkommens von der Steuer, 
welches zum Ankauf einer Lebensversicherung oder einer aufgeschobenen 
Rente verwendet wird, dürfte zum Theil doch eine Frucht dieser Erör- 
terungen sein. 
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Stall der Zukunft unversehrt zu erhallen. Ein solches Verfahren 
empfehle sich auch noch aus anderen Gründen. Die Einkommen- 
steuer eigne sich in ihrer gegenwärtigen Gestalt auch desswegen 
nicht zu einer dauernden Steuer, weil sie zum grossen Theil 
auf den verwerflichen Grundsalz der Selbstbestnuerung basirt sei. 
Derselbe gebe Gelegenheit und Anreiz zu Unterschleifen, wirke 
daher demoralisirend auf das Volk. Dazu mache er die bei der 
Verlheilung der Steuer vorkommenden Ungleichheiten weniger 
erträglich, als sie sonst befunden werden würden, weil nun die 
mindere Belastung oft als der Lohn des Mangels an Aufrichtig- 
keit und Gemeinsinn erschiene. 

So erklärte denn Gladstone es für den leitenden Grundsatz 
seiner Finanz Verwaltung, von einer Umbildung der Einkommen- 
steuer Abstand, dagegen andrerseits darauf Bedacht zu nehmen, 
sie für das regelmässige Budget möglichst bald entbehrlich zu 
machen und für die Zeit der Gefahr als eine Art Staatsschatz 
aufzubewahren. Das Parlament trat diesen Ansichten mit über- 
wiegender Mehrheit bei un(. es steht nun fest, dass die Ein- 
kommensteuer nicht als ein dauerndes Glied des englischen 
Steuersystems betrachtet werden soll. Ob nun die neueren 
Ereignisse dazu führen werden , diesen Beschluss in mehrmalige 
Erwägung zu ziehen, steht freilich dahin. Jedoch würde die 
Beibehaltung der Steuer bis zur Herstellung des Friedens oder 
des durch den Kriegsaufwand gestörten Gleichgewichtes der Ein- 
nahmen und Ausgaben den jetzt angenommenen Grundsätzen noch 
nicht widersprechen. 

vm. 

Allgemeine Bemerkungen über die Grandsätze der Stener- 
vertheilnng. 

Es bleibt uns noch übrig zu untersuchen, ob die Entscheidung, 
welche man so eben in England getroffen hat, euch für andere 
Länder und Zeiten als eine maassgebende anzusehen ist, oder 
nur in den besondern Verhältnissen Englands ihre Erklärung 
wie ihre Rechtfertigung findet. Wir sind entschieden dieser 
letztem Ansicht, vermögen dieselbe indess nicht zu begründen. 
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ohne mit einigen Worten auf die Frage einzugehen, welches 
denn überhaupt die richtigen Grundsätze für die Vertheilung der 
Steuern sind. Die Untersuchungen der Parlamenlskommission 
haben auf das klarste bewiesen, dass es für die Beurtheilung 
aller Reformvorschläge von der entscheidendsten Bedeutung ist, 
zu wissen, von welchem Standpunkt aus dieselben gemacht sind 
und ob dieser als der richtige anerkannt werden kann. Die 
Ansicht, dass jeder Staatsbürger verpflichtet sei, nach Verhällniss 
seines Einkommens zu den Staatslasten beizutragen, ist seit ziem- 
lich langer Zeit in der Wissenschaft herrschend und wird noch 
jetzt häufig als die allgemeine anerkannte und kaum bestrittene 
Lehre behandelt. Sie ist gleichwohl durchaus irrig, und als 
solche von hochgeachteten Lehrern der Wissenschaft bezeichnet 
und bekämpft '}. 

Die Geschfchte lehrt, dass zwar in verschiedenen Ländern 
und zu verschiedenen Zeiten Einkommensteuern zur Erhebung 
gekommen sind, jedoch nie der ganze Staatsbedarf durch die- 
selben aufgebracht wurde. Die Statistik zeigt unwidersprechlich, 
dass diess um so weniger möglich ist, je höher die Kultur und 
damit die Kosten des Staatshaushaltes bereits gestiegen sind. 
Ein unbefangener Blick auf das Leben überzeugt, dass die Ein- 
nahme eines Jahres keineswegs überall den gleichen Schluss 
auf die Einnahmen der folgenden Jahre gestaltet, und keineswegs 
überall zur Bestreitung der Bedürfnisse nur des laufenden Jahres 
zu verwenden ist. Noch unzweifelhafter ist, dass bei der gleichen 
Einnahme für verschiedene Personen ein sehr grosser Unter- 



1) Insbesondere von J. G. Hoffmann in seiner Lehre von den Steuern, 
S. 37 ff. Vergl. auch Stahl's Rechts- und Staatslehre, Bd. 2. von den 
Finanzen (S. 418 ff. der 2ten Ausgabe) und Bluntschli's allgemeines 
Staatsrecht, vom Steuerrechl (1852. S. 608 ff.). Wir bemerken dabei, dass 
die praktische Gesetzgebung sich in Beziehung auf den Grundsatz der 
Steuervertheilung in der Regel vorsichtiger und daher richtiger ausgedrückt 
hat, als die M'issenschaft. Die Armenacte Elisabeths spricht nur von der 
BeitragspBicht eines Jeden nach seiner Fähigkeit,. das Finanzedict Friedrich 
Wilhelms III. davon j dass die Steuerlast von einem Jeden nach gleichen 
Grundsätzen solle gelragen werden etc. Die praktische Gesetzgebung konnte 
sich freilich niemals verhehlen, dass sie mit einer Einkommensteuer allein 
nicht auszukommen vermöge. 
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schied ihrer unvermeidlichen Ausgaben durch die Verschieden- 
heit ihrer Lebensslellung und der sie umgebenden Verbältnisse 
bedingt sein kann, so dass eine Sieuersumme, welche der eine 
noch mit Leichtigkeit aufbringt, für den andern trotz des gleichen 
Einkommens doch oft ganz unerschwingh'ch ist. Der Begriff 
Reineinkommen ist überhaupt nur eine Abstraktion. Er dient 
zur Bezeichnung der Gleichheit bestimmter Verhältnisse bei meh- 
reren Personen, welche eine grosse Verschiedenheit in anderen 
Beziehungen keineswegs ausschliesst. Demselben liegt überall 
die Beziehung auf die Ausgabe, die Beschränkung auf einen 
gewissen — jedoch willkührlich bestimmten — Zeitabschnitt, die 
Voraussetzung einer periodischen Wiederkehr u. dgl. zum Grunde '). 
Alle diese Beziehungen tind Voraussetzungen werden vergessen 
oder vernachlässigt, wenn man in der Theorie, oder richtiger 
gesagt, in der Abstraktion das reine Einkommen zum aus- 
schliesslichen Maasstabe der Steuervertheilung machen will. Sie 
machen sich unvermeidlich geltend, wenn man praktisch zur 
Durchfuhrung des aufgestellten Grundsatzes schreitet. 

Dass man trotz so vielfacher und schlagender Erfahrungen 
aus alter und neuer Zeit dennoch so gern dabei bleibt, oder 
wieder darauf zurückkommt, in dem Einkommen den allgemeinen 
Maasstab der Steuervertheilung zu suchen, liegt in der grossen 
Vorliebe der Menschen für scheinbar einfache und gemeinver- 
ständliche Formeln. Man will für die Beurtheilung der Ange- 
messenheit einer Steuer und der Zweckmässigkeit eines ganzen 
Systems einen bequemen leicht anzuwendenden Maasstab be- 
sitzen, einen Grundsatz, welchen man gleich einer Elle oder 
einem Scheffel handhaben kann. Man ist dann im Stande, auf 
der einen Seile über jede bestehende Steuer, sowie über jeden 
Finanzminister sofort zu Gericht zu sitzen, und auf der andern 
den eigenen Reformplan unwiderleglich zu begründen. 

In diesem Sinne hat es nicht an Versuchen gefehlt, andere 
einfache Formeln oder Grundsätze an die Stelle des Einkommens 
zu setzen, wenn man sich überzeugte, dass dieser Maasstab nicht 

1) Vergleiche die nähere Ausführung dieser Andeutungen in dem Auf- 
satz des Verfassers über die Einkommen- und Klassensteuer in Preassen in 
Rau's und Hanssen's Archiv, Neue Folge, Bd. VIII. S. 33 ff. 
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Überall ausreiche, oder zur Begründung der eigenen Reformpläne 
nicht geeignet sei. So ist, wie oben erwähnt, von denjenigen, 
welche die Einkommensteuer durch eine Vermögenssteuer ersetzt 
wissen woUen, die Ansicht ausgesprochen, dass ein Jeder ver- 
pflichtet sei, zum Staatsbedarf nach Maassgabe des Schutzes 
beizutragen, den er für Person und Eigenthum geniesse, als sei 
der Slaat eine Versicherungsgesellschaft. 

Ein in England sehr geachteter Nationalökonom stellte den 
Grundsatz auf, dass der Slaat von jedem Bürger das gleiche 
Opfer verlangen müsse und wollte die Abgaben vielmehr nach der 
A u s g a b e als nach der Einnahme veranlagen '}. Hierin liegt min- 
destens insoweit etwas Wahres, als die Steuerfähigkeit nicht allein 
nach dem Einkommen beurlheilt werden kann, sondern auch 
die Bedürfnisse dabei in Erwägung zu ziehen sind ([5223). 

Ueberhaupt ist es indess eiae ganz falsche Richtung, die 
Frage über die zweckmässigsle Art und Weise, die Mittel für 
das Gemeinwesen aufzubringen, in so abstrakter Weise und unter 
so einseitiger Betrachtung beslinimter Verhältnisse beantworten zu 
wollen. Das Bemühen, einen sogenannten obersten Grundsalz 
der Besteuerung aufzustellen, aus welchem sich, wie aus einer 
mathematischen Formel alle weiteren Eigenschaften und Erfor- 
dernisse eines guten Steuersystems ableiten lassen, ist dem Wesen 
nach dasselbe, wie der Versuch, den Begriff eines Organismus 
aufzustellen und daraus alle Gestaltungen der Thier- und Pflan- 
zenwell zu deduciren. Die Beziehungen der verschiedenen Bürger 
zu demselben Staate sind nicht so einfach und gleichförmig, noch 
die Entfallung und Wirksamkeit des Slaalsorganismus zu ver- 
schiedenen Zeiten und in verschiedenen Ländern so überein- 
stimmend und eintönig, dass für die angemessene Regelung eines 
einzelnen Verhältnisses oder die entsprechende Festsetzung einer 
beslimmlen Pflicht — wie der Steuerpflichl — eine allgemein 
güllige Regel in der Gestalt und Bedeutung einer mathematischen 
Formel aufgestellt werden könnte. 



1) Diess ist die von Mill bei seiner Vernehmung vor dem Parlaments- 
ausschuss entwickelte Theorie der Steuern (5225. 5290). Jedoch räumte er 
selbst ein, dass es praktisch nicht wohl ausführbar sein möchte, die 
Steuern nach solchen Gesichtspunkten zu vertheilen (3293. 5293). 
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Um die Richtigkeit dieses Satzes auf das klarste zu beweisen, 
bedarf es nur der Erinnerung an Wahrheiten, welche freilich 
nichts weniger als neu sind, indess doch über einer einseitigen 
Betrachtung der Sache stets von neuem übersehen werden und 
in Vergessenheit geralhen. 

Man überzeugt sich von der gänzlichen Unzulässigkeit einer 
abstrakten , für alle Stufen der wirthschafHichen Entwickelung 
gültigen Regel der Steuerverlheilung schon wenn man nur den 
so bekannten und so wohlbegründeten Satz, dass die Steuern 
nicht überall von dem getragen werden, welcher sie zahlt, 
in seiner vollen Bedeutung würdigt. Die Möglichkeit einer 
Ueberwälzung der Steuer, sowie der Umfang, in welchem 
sie Platz greift, hängt ab von der wirthschafllichen Entwickelung 
des Volkes; von der Gestaltung des einheimischen wie des 
auswärtigen Verkehres; von der Form der Steuerveran- 
lagung; endlich von den Sitten und Gewohnheiten, sowie von 
der Willensstärke des Volkes. In welcher Weise eine neu auf- 
erlegte Steuer einige Zeit nach ihrer Einführung auf den 
verschiedenen Einwohnern lasten wird, lässt sich daher im All- 
gemeinen gar nicht und auch bei genauer Kenntniss der be- 
sonderen Verhältnisse oft nur unsicher voraus bestimmen. 
Es muss durch Erfahrung und Beobachtung gelernt werden. 
Schon hieraus allein ist ersichtlich, dass es für die zweckmässigste 
Vertheilung der Steuern keine allgemein gültige Norm von wirk- 
lich praktischer Brauchbarkeit geben kann, weil in einer 
solchen die Berücksichtigung der angedeuteten concreten Ver- 
hältnisse nicht ausgedrückt noch enthalten sein kann. 

In der nächsten Beziehung zu dieser so lange schon be- 
merkten und so unläugbaren Wahrheit eines wesentlich umge- 
staltenden Einflusses des Verkehres und der Zeit auf die Ver- 
theilung der Steuerlast steht die Thatsache, dass es in keinem 
Lande und zu keiner Zeit — nachdem einmal der Sfaatsbedarf 
einen gewissen Umfang erreicht halte — möglich blieb, die 
nöthigen Summen durch eine einzige Steuer aufzubringen. 
Die Einführung neuer Steuern statt der Steigerung der schon 
besiehenden, so oft sich das Bedürfniss einer erheblichen Ver- 
mehrung der Staatseinnahmen herausstellte, ist der Regel nach 



538 Grundzöge und Ergebnisse 

das Ergebniss nicht einer willkiihrlicben Wahl , sondern 
der zwingenden Nothwendigkeit gewesen. Die offenkundigsten 
Thatsachen überzeugten, dass die höhere Anspannung der be- 
stehenden Steuern entweder das nöthige Mehreinkommen nicht 
beschaffen oder von vernichtenden Folgen für den Wohlstand 
der dadurch Betroffenen sein würde, während zugleich die Mög- 
lichkeit sich zeigte , auf a n d e r n Wegen das Ziel zu erreichen, 
ohne sich der Gefahr so übler Wirkungen auszusetzen. Man 
hat jetzt in jedem Staate mit einer Mannigfaltigkeit bestehender 
Steuern, die mit dem ganzen wirthschafllichen Organismus ver- 
wachsen sind, zu thun, und es handelt sich praktisch niemals 
darum, auf einer tabula rasa nach abstrakten Grundsätzen ein 
neues Gebäude zu errichten. Auch von dieser Seite her er- 
weisen sich daher die Bemühungen, Fonneln aufzufinden, welche 
nur auf dem Gebiete der Abstraktion eine Bedeutung haben, als 
durchaus fruchtlose und selbst schädliche. Sie begünstigen die 
Ansicht, als führten wissenschaftliche Untersuchungen zu Ergeb- 
nissen, welche den Thatsachen nicht entsprächen; als sei die 
Wissenschaft genöthigt, einen Widerspruch zwischen der Theorie 
und der Praxis anzuerkennen, während die Wissenschaft vielmehr 
über den Unterschied von Theorie und Abstraktion aufklärt, 
deren erste das Leben begreifen lehrt, die zweite dagegen das- 
selbe in die todten Elemente auflöst '). 

Wenn so ein Blick auf die Wirkung bestehender Steuern 
und die allmählige Ausbildung von Steuersystemen von der 
Unhaltbarkeit der Voraussetzung überzeugt, dass eine einzelne 



1) Es möchte Vielen äberflüssig erscheinen , dass wir hier also gegen 
eine abstrakte Behandlung der Lehre von den Steuern eifern. Doch ist 
dazu wohl Veranlassung, solange noch Männer, die wie Hume sich fast die 
Zeit ihres ganzen Lebens hindurch mit Untersuchungen und Vorschlägen über 
diö Verbesserung eines bestehenden Steuersystems beschäftigen, oder Vereine, 
wie die für Verbesserung der Finanzen in Liverpool, von der Vorstellung 
ausgehen, alle bestehenden Steuern durch eine einzige (die Vermögenssteuer) 
ersetzen zu können, solange ferner praktische Staatsmänner bei Gelegenheit 
der Vertheidigung ei nie r bestimmten Steuerform (der Einkommensteuer) 
sich dabei der Arguments bedienen, dass alle Steuern nach dem Einkommen 
vertheilt werden sollten , und solange auch von Männern der Wissenschaft 
dieser letzterwähnte Grundsalz noch als der allgemein anerkannte hinge- 
stellt wird. 
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Steuerform als die allein richtige anerkannt, oder dass die bei 
der Verlheilung der Steuerlast zu beobachtenden Gesichtspunkte 
in einem einfachen, praktisch anwendbaren, Grundsatze gleichwie 
in einer mathematischen Formel zusammengefasst werden könnten, 
so gewinnt man durch ein Zurückgehen auf die Gründe und die 
Beschaffenheit der Verpflichtungen des Einzelnen gegen den Staat 
eine tiefere Einsicht in die Ursachen und die Berechtigung einer 
höchst mannigfaltigen Entwickelung der Sfeuerformen und Steuer- 
systeme. 

Die Beziehung des einzelnen Bürgers zum Staate hat eine 
doppelte Natur. 

Auf der einen Seite ist der Staat ein wir th schaftlicher 
Verband, eine Vereinigung von Kräften zu gemeinsamem Gewinn 
und zu gegenseitiger Förderung. Der Zweck einer Vereinigung 
in diesem (dem wirthschafllichen) Sinne ist die Erreichung 
von Vortheilen und Gütern, welche jeder Einzelne für sich allein 
zu erlangen nicht im Stande wäre. Die Frucht der vereinten 
Arbeit ist eine grössere als die der isolirten Thätigkeit 
jedes Einzelnen, daher auch der Anlheil jedes Einzelnen ein 
grösserer als seine Kraft allein hätte erringen können. Von 
dieser Ansicht aus ist es nun vollkommen gerecht, wenn ein 
Jeder den gleichen Beitrag gibt, um den gleichen An- 
spruch zu gewinnen, oder dass der Anlheil an den Staats- 
lasten nach dem Antheil an den Vo theilen des Staatsver- 
bandes bemessen wird. Unter solche Bedingungen bleibt ein 
Jeder im Gewinn, nicht auf Kosten ines Andern (worauf er 
unter diesem Gesichtspunkt keinen Anspruch hat), sondern durch 
den Segen, der auf der Vereinigung der Kräfte ruht. Von dieser 
Ansicht aus lässt sich in keiner Weise begründen, dass jeder 
Bürger verpflichtet sei , nach Verhältniss seines Vermögens oder 
seines Einkommens Steuern zu entrichten; denn es ist durchaus 
unnachweislich, dass die Wohllhalen, welche ein Jeder vom 
Staatsverbande geniesst, im Verhältniss seines Vermögens öder 
Einkommens stünden. Der Arme bedarf des Staatsschutzes noch 
viel mehr als der Reiche und nimmt die Hülfe desselben auch 
zu anderen Zwecken als zum Schu'.ze der Person und des Eiffen- 
thums hundertfältig in Anspruch, wo der Wohlhabende sich selbst 
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genügt '3. In gleicher Weise lässt sich der Anspruch einer 
Rüclisicht auf die Ausgaben oder Bedürfnisse, insbesondere 
der Anspruch auf Befreiung des unentbehrlichen Lebensunter- 
haltes von der Besteuerung von diesem Standpunkt aus nicht 
rechtfertigen. Die Erhaltung der öffentlichen Ordnung ist für 
jeden Angehörigen des Staates eine schlechthin unerläss- 
liche Bedingung seines Lebens und seiner Wohlfahrt; der dazu 
nöthige Aufwand ist daher nicht minder unentbehrlich als Nahrung 
und Kleidung. , 

Allgemein wahr ist nur, dass der Staat in sehr grosser 
Ausdehnung eine Vereinigung von Kräften zur Herstellung ge- 
meinnütziger Anstalten darstellt. Die Grenzen, welche er auf 
diesem Gebiete sich steckt, sind sehr verschieden gezogen. Es 
bestehen in und neben dem Staat noch viele andere Vereine in 
der verschiedensten Ausdehnung und von dem mannigfaltigsten 
Charakter, von der Verbindung zweier Kaufleute oder eines Lehn- 
herrn und Dienstleistenden bis zu der Gemeinde, dem Kreis- und 
Provinzialverband. In wie weit nun der Staat die Verfolgung 
gewisser wirlhschaftlicher Zwecke, die Herstellung gemeinsamer 
Anstalten u. s. f. in seine Hand nimmt, oder den Vereinen niederer 
Ordnung anheimstellt, oder endlich aus Mangel an Mitteln einst- 
weilen noch ganz unterlässt, ist sehr verschieden und muss von 
der wirl!ischafllichen, wie von der politischen Bildung des Volkes 
wie des Staates abhängig bleiben. Insbesondere findet in Be- 
ziehung auf die Selbstständigkeit der Gemeinden, sowie rück- 
sichtlich der Vereinigung zu grösseren Verbänden eine grosse 
Mannigfaltigkeit der Entwickelung statt. In England und noch 
mehr in Amerika ist die Wahrnehmung eines grossen Theils der 
öffentlichen Tflichlen, welche in andern Staaten die Central- 
regierung auf sich nimmt, den Lokalverwaltungcn über- 
tragen. Nun bestehen an und für sich für Gemeinde- und für 
Staatsabgaben vielfach verschiedene Grundsätze. Ausserdem leuchtet 
ein, wie verschieden sich hierdurch die Verthellung der Steuern 
gestaltet, auch wenn die St euer formen dieselben bleiben. 
Die (in der Form einer Grundsteuer erhobenen) Gemeindeabgaben 

1) Vergleiche in dieser Beziehung den lehrreichen Aufsalz über die 
Einkommensteuer im Edinburgh Reoietc, April 1853. 
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in England variiren z. B. nach den verschiedenen Kirchspielen von 
6 d. bis 6 s. auf das Pfund. Den Hauptposten ihrer Ausgaben 
bildet die Armenpflege, welche nach der Ansicht Vieler vom 
Staate übernommen werden sollte. Wie ganz anders die Vertheilung 
der Belastung des Grund und Bodens sich gestalten würde, wenn 
der letzterwähnte Grundsatz Anerkennung finden sollte, liegt auf 
der Hand. In dem einen Lande übernimmt der Staat die Kosten der 
Kirche und Schule, in dem andern bleibt die Bestreitung der- 
selben den Privatpersonen oder doch den Gemeinden überlassen. 
Genug, die verschiedenen Staaten gewähren ihren Bürgern nicht 
überall dasselbe; auch lässt sich in keiner Weise behaupten, dass 
die Herstellung von Anstalten, welche der Staat hier und dort 
übernommen hat, stets allen seinen Bürgern gleichmässig Vor- 
theil brächte. Ebenso unrichtig wäre es jedoch zu fordern, dass 
der Staat die Verfolgung aller Zwecke, weiche nicht für alle 
seine Einwohner gleich wichtig wären, durchaus unterlassen sollte. 
Allein es ist eben desswegen auch unstatthaft, bei der Frage, 
wie Steuern vertheilt werden sollen, eme Antwort geben zu 
wollen, ohne alle Rücksicht darauf, zu welchem Zwecke die 
Einnahmen verwendet werden sollen und welche V ortheile 
der betreffende Staat seinen Angehörigen gewährt. 

Es ist hiernach klar, dass man für die angemessenste Ver- 
theilung der Steuern keine abstrakte Regel aufstellen, und noch 
weniger alle Bürger kurzweg für gleichmässig verpflichtet er- 
klären kann, einen aliquoten Theil ihres Einkommens oder ihres 
Vermögens zur Bestreitung der Staatsausgaben beizutragen, auch 
wenn man nur die wirthschaft liehe Seite des Slaatsverbandes 
ins Auge fasst. 

Der Staat hat aber eine noch andere Bedeutung und einen 
sehr viel höheren Zweck als einen nur wirthschaft- 
lichen. Er ist ein Organismus zur sittlichen Erziehung des 
Menschen, die unentbehrliche Bedingung für die Erfüllung seiner 
Bestimmung, ein unwidersprechlicher , obwohl wegen der Be- 
schränkung nach Raum und Zahl der Glieder, sowie wegen ihrer 
sittlichen Schwäche unvollständiger Beweis, dass die Menschen 
berufen sind, e i n Leib zu sein, beherrscht von einem Willen, 
mit andern Worten , dass sie berufen sind zur Offenbarung der 
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Einheit, Macht und Heiligkeit des ihnen innewohnenden göttlichen 
Geistes. Von diesem Standpunkte aus, den wir im Gegensatze 
zudem wirlhschafllichen den politischen nennen, ist es die vor- 
züglichste Aufgabe des Staates, in seinen Angehörigen den 
Geist der freien Hingebung an einen höheren Zweck und 
Willen zu erwecken, und es ist sein Recht, von jedem Bürger 
alle zur Erreichung seines höheren Zweckes (daher auch zti 
seiner Erhaltung} nöthigen Anstrengungen und erforder- 
lichen Opfer zu verlangen. 'So lange und so weit der Staat 
der Wahrnehmung seines Berufes, die Offenbarung des göttlichen 
Geistes zu sein, treu bleibt, besteht keine Grenze der Opfer, 
welche er zu verlangen berechtigt ist, und keine abstrakte Regel, 
nach welcher er die nöthigen Leistungen zu vertheilen hätte. 
Er fordert im Ganzen so viel^ wie zur Erreichung seines 
Zweckes nolhwendig ist, und von jedem Einzelnen das, was 
er zu leisten vor andern fähig ist; von diesem Blut und Leben, 
von jenem Hab und Gut. Er nimmt den ganzen Menschen in 
Anspruch, so weit er dessen bedarf. Ohne Zweifel hat der Staat 
dabei überall und unverbrüchlich in jedem einzelnen Bürger dessen 
eigene höhere Bestimmung anzuerkennen und zu ehren, und sich 
zu vergegenwärtigen, dass ihm das Glück und die Wohlfahrt 
aller seiner Angehörigen gleich sehr am Herzen liegen soll. 
Allein das bedingt nicht, dass von einem Jeden das abstrakt 
Gleiche verlangt werde. Es fallt Niemand auf, dass ein Theil 
der Bürger zum Kampfe für das Vaterland unter die Fahnen 
gerufen, ein anderer hinter dem Pfluge daheim gelassen wird. 
Niemand findet eine Ungerechtigkeit darin, dass das Leben des 
Feldherren mehr geschont wird, als das des gemeinen Soldaten. 
Was man fordert, ist nur, dass diese scheinbare Bevorzugung 
des Einen vor dem Andern nicht aus besonderet Gunst gegen 
die Person des Einen, noch aus Geringschätzung gegen die des 
Andern Platz greife, sondern durch Rücksichten des öffent- 
lichen Wohles begründet sei. 

Also auch bei der Vertheilung der Steuern. Sie sind nur 
eine Form, unter welcher der Staat die Kräfte der Bürger für 
sich in Anspruch nimmt. Daneben kann man nicht nur auf 
mannigfache andere Weise dem öffentlichen Wesen seine Dienste 
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ohne Rücksicht auf eine Gegenleistung widmen, wie z. B. durch 
Verwaltung von Ehrenämtern u. s. w. Vielmehr ist die richtige 
Ansicht die, dass der Privatmann durch treue Erfüllung seines 
Berufes und gewissenhafte Verfolgung dessen, was er als seinen 
besonderen Vortheil anzusehen gewohnt ist, nicht minder als 
durch Steuern zur Förderung des allgemeinen Besten beiträgt. 
Nun besteht auf der einen Seite ebensowohl ein Unterschied der 
Wichtigkeit oder Gemeinnützigkeit einer wirlhschafdichen Be- 
schäftigung vor der andern, wie zwischen der Thätigkeit des 
Feldherrn und des gemeinen Soldaten. Auf der andern Seite 
fehlt viel, dass alle Privatpersonen gleich treu in der Erfüllung 
ihres Berufes befunden würden. Hierauf Rücksicht zu nehmen, 
soweit er diess vermag, ist der Staat nicht nur berechtigt, 
sondern selbst verpflichtet. Er ist vollkommen berechtigt, 
Männer, welche mit Gefahr ihres Vermögens neue Industriezweige 
einzuführen versuchen, um tausend unbeschäftigten Händen Er- 
werb zu verschaffen, nicht nur mit St.-uern zu verschonen, 
sondern noch mit seinen Mitteln zu unterstützen, dagegen andere, 
die sich in bereits überfüllte Gewerbe noch hineindrängen wollen, 
nur weil sie dabei nach ihrer Neigung sich einem geschäftigen 
Müssiggange hingeben können, zur Bezahlung hoher Gebühren 
anzuhalten. Er ist Yollkommen berechtigt, den Thaler, welcher 
auf die Sparbank gelragen wird, durch Bewilligung eines höheren 
Zinsfusses zu befruchten, und dagegen den, welcher in geistigen 
Getränken verzehrt wird, zum Theil für seine Kasse einzuziehen. 
Von diesem Standpunkt aus ist es nun volle W^ahrheit, wenn ein 
hochgeachteter Staatsmann ausgespTochen hat, dass „der Heller 
in der Hand des Einzelnen bleiben oder zur Verwendung durch 
öffentliche Behörden eingezogen werden muss, je nachdem er dort 
oder hier das Meiste zur Förderung der Slaatszwecke beiträgt« '). 
So weit der Staat sich bewusst ist, die Kräfte seiner Bürger 
wirklich nur zur Erfüllung seiner unzweifelhaften Pflichten, z. B. 
zur Vertheidigung seiner Ehre und Unabhängigkeit in Anspruch 
zu nehmen, und so weit er im Stande ist, mit Sicherheit die. 
Grenze zu erkennen , bis zu welcher er dem Einzelnen seine 



1) Hoffmann, Lehre von den Steuern S. 30 ff. 
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Mittel entziehen kann, ohne durch dessen Schwächung mittelbar 
mehr zu verlieren, als er selbst durch dieses Opfer an Kraft 
unmittelbar gewinnt, handelt er unbedenklich nach diesem Grund- 
salze. Von diesem Standpunkt aus ist der Staat auf der einen 
Seife vollkommen berechtigt, den Wohlhabenderen nach Ver- 
hältniss seiner Kräfte, d. h. unter gewissen Einschränkungen nach 
seinem verfügbaren Einkommen zu besteuern, und ist auf der 
andern verpflichtet, bei Personen, welche ein gleiches Ein- 
kommen beziehen, auf die Verschiedenheit ihrer sonstigen 
Obliegenheiten Rücksicht zu nehmen. Es dürfte weniger 
nothwendig sein. Beweise aus der Erfahrung dafür anzuführen, 
dass der Staat bewusst oder unbewusst die Abgaben von jeher 
nach diesen Gesichtspunkten vertheilt hat, als daran zu 
erinnern, dass derselbe seiner Aufgabe erst dann vollständig 
genügt, wenn es ihm gelingt, die Opfer, deren er bedarf, von 
der freien Hingabe seiner Bürger zu empfangen , statt sie 
erzwingen zu müssen. Eine allgemein verhasste Steuer ist 
ebendesswegen, weil sie unwillig gezahlt wird, auch ein U e b e 1. 
Sie ist mindestens für dieses Volk, für diesen Zustand der 
wirthschaftlichen und politischen Bildung keine angemessene 
Steuerform. 

Dagegen bezeichnet es eine — wenn auch hohe, so doch 
gewiss nicht unerreichbare Stufe wahrhaft politischer Bildung 
und einer erleuchteten Vaterlandsliebe, wenn jeder Bürger be- 
greift, dass sein Steuerbelrag nur ein sehr geringer Preis für 
die Güter ist, welche er als Aequivalent dafür empfängt, und 
wenn er ferner bereitwillig anerkennt, dass der Staat Recht thue, 
von ihm mehr zu fordern, als von seinem anscheinend ihm gleich- 
stehenden Nachbarn, weil er noch im Stande ist, einen Beitrag 
zu leisten, welcher den Andern bereits in der Erfüllung anderer 
wichtiger Pflichten behindert haben würde. 



Erwägungen, wie die vorstehend angeführten, und nicht 
abstrakte Grundsätze sind es gewesen, welche den Entschluss 
des englischen Finanzminislers in Beziehung auf die Einkommen- 
steuer bestinunt haben. 

Er warf die Frage auf, zu welchem Zweck die Einkommen- 
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Steuer eingeführt sei; unter welchen Umständen die dieser 
wie allen mensciilichen Einrichtungen anklebenden UnvoUkommen- 
heiten minder fühlbar, dagegen die dadurch erzielten Vorlheile 
von besonderem Gewichte seien; er untersuchte, welche Folgen 
eine Umgestaltung der Steuer haben, welchen Einfluss 
die Fortdauer derselben auf die Gesinnung und die Moralität 
der Steuerpflichtigen üben würde u. s. f. 

So kam er zu dem Schlüsse , dass die Steuer in ihrer 
gegenwärtigen Gestalt ein höchst wirksames Mittel zur 
Erreichung vorübergehender Zwecke, allein durchaus 
nicht geeignet sei, um ein dauerndes Glied des eng- 
lischen Finanzsystems zu sein. 

Kann indess das Beispiel Englands zum Beweise für die 
Ansicht geltend gemacht werden , dass eine Einkommensteuer 
Oberhaupt nicht dauernd zur Beschaffung eines Theils des 
Staatsbedarfes benutzt werden dürfe? Gewiss nicht. 

Die Gründe, welche den Beschluss des englischen Parlaments 
als einen durchaus gerechtfertigten erscheinen lassen, liegen theils 
in der Form, nach welcher die Einkommensteuer dort erhoben 
wird, theils in der Eigenthümlichkeit des englischen 
Finanzsystems, sowie in den besonderen Umständen, 
welche die Einführung der Einkommensteuer motivirten. 

Die Form der englischen Einkommensteuer gibt, wie wir 
gesehen haben, trotz aller Vortheile, welche sie in finanzieller 
Beziehung bietet — doch Anlass zu schweren Bedenken und im 
Laufe der Zeit stets wachsenden Schwierigkeiten; weil sie 1) eine 
in Zahlen ausgedrückte, durch innere Gründe ebenso wenig 
gerechtfertigte als im Leben mit Sicherheit zu erkennende Grenze 
der Steuerpflicht nach unten zu ziehen genölhigt wird; 2} 
grossentheils auf das verwerfliche Princip der Selbstschätzung 
gegründet ist, und 3} die Erfüllung einer öffentlichen Pflicht auf 
indirektem Wege zu erreichen sucht und als einen Gegenstand 
der Geheimhaltung und Verschwiegenheit behandelt, 
wodurch auf der einen Seite der Untreue und Gewissenlosigkeit 
eine allzu bequeme Brücke gebaut und zugleich ein Anreiz 
zum Betrüge oder doch zur Umgehung der Wahrheit gegeben, 
auf der andern die Berücksichtigung der Verschiedenheit per- 
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sönlicher Verhältnisse bei gleichem Einkoramen fast unmöglich 
gemacht wird. 

Das System der englischen Finanzen gibt besondere 
Gründe für die erwähnte Ansicht an die Hand, weil der Staat 
dort der Ausbildung der direkten Steuern überhaupt weniger 
Aufmerksamkeit geschenkt hat und vor allen Dingen, weil er 
einer direkten Personalsteuer entbehren kann. 

In England hat der Staat weniger Mittel oder bisher min- 
destens nicht die Absicht, durch die entsprechende Gestaltung 
der Grundsteuer und Gewerbesteuer die Beschwerden 
zu beseitigen, welche bei einer gleichmässigen Besteuerung alles 
Einkommens im Namen der Gerechtigkeit von denen erhoben 
werden können, welche allein von ihrer Hände Arbeil leben. 
Dazu wurde die Einkommensteuer neben oder über den schon 
vorhandenen Steuern zur Erreichung vorübergehender Zwecke 
— welche allen Steuerpflichtigen gleich wichtig waren — 
eingeführt. 

Sowohl Peel als Gladstone sind sorgfältig bemüht ge- 
wesen, darzulhun, dass durch den Erlass anderer Steuern (der 
nur durch die zeitweilige Einführung der Einkommensteuer mög- 
lich wurde) jeder Steuerpflichtige für das dargebrachte Opfer 
sich reichlich entschädigt finden würde. Nachdem der Zweck 
der Tarif- und Steuerreform über die Erwartung und zu all- 
seitiger Befriedigung erreicht ist, kann die Aufhebung der Ein- 
kommensteuer, sobald man ihrer wirklich entbehren kann, 
schwerlich einem Bedenken unterliegen. 

Dagegen ist es nicht in allen Ländern möglich, durch Ver- 
brauchsabgaben ein so bedeutendes Einkommen zu erheben, wie 
in England. Die zu beantwortende Frage ist dann die , ob 
nicht durch eine Einkommensteuer auf angemessene Weise ein 
dauerndes Einkommen beschalFt werden könne und welche 
Form sich unter dieser Voraussetzung als die zweckmässigste 
erweise? Diese Frage unter Berücksichtigung lehrreicher Er- 
fahrungen zu erörtern, bieten die preussischen Steuerver- 
hällnisse eine fruchtbare Gelegenheit, welche zu benutzen wir 
uns vorbehalten. 



Beilage. 



Statistische Nachrichten 

ttber die Ergebnisse der englischen Einkemmensteiier 
tabellarisch zusammengestellt. 
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Grundzttge und Ergebnisse 



Tit. A. 

Grundeigenih. 



TU. B. 

PachtuDfcn. 



18*7äi betrug das Steueraufliommen im lOjähri- 
gen Durchschnitt L. 

Dies betrug für die verschiedenen Titel nach 
Procenten der Totalsumme 

Bei einer nach dem mittleren Durchschnitt der 
Jahre 1842—51 berechneten Bevölkerung von 
19,820,000 Einwohnern in Grossbrilannien er- 
gibt sich ein Steuerbetrag pro Kopf von . . 



2,626,128 
46,1 

2 s. Sd. 



325,816 
5,7 

„ *. 4 rf. 



18''Yi5 betrug das Steueraufkommen im lOjähri- 
gen Durchschnitt L. 

Dies betrug nach Procenten berechnet für die 
verschiedeneu Titel 

Bei einer mittleren Bevölkerung von 12,500,000 
Einwohner ergab dies pr. Kopf 



5,087,56 t 
35,9 
8 *. 2 rf. 



2,218,641 
15,6 
3 *. 7 rf. 



in. 



1801. Im Durchschnitt der Jahre ""/isoi betrug 
das Steueraufkommen 



6,185,000 l. 



Nach einer aus dem Jahre 1801 erhaltenen Liste ist man 
im Stande , die Zahl der steuerpflichtigen Personen, 
welche ein Einkommen von gewisser Höhe bezogen 
(nach Klassen), sowie das Gesammteinkommen jeder 
Klasse anzugeben. Nach einer übersichtlichen Zu- 
sammenstellung erglebt sich hieraus : 

1. für ein Einkommen von 60—149 /. 

2. für ein Einkommen von 150—999 „ 

3. für ein Einkommen von 1000 u. m. „ 

zusammen 



Höhe 
des Einkommens 
eines einzelnen 
Sleuerpflichtigen. 



L. 



60—149 
150—199 
1000 u. mehr 



60 u. mehr. 
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Tit C 

Zinsen. 



Tit. P. 

Gewcrbebetr. 



Tit. E 

Besoldung. 



ToLSumme, 



770,994 
13,5 

„t.9d. 



1,644,967 

28,9 

1 ». 8 rf. 



329,150 
5,8 

„ *. 4 rf. 



I 
2,630,680 13,225,827 



18,6 



i*.2d. 



22,7 



5 ». 2 (J. 



1,014,569 
7,2 
1 ». 7 rf. 



5,697,654 
100 

5 s. 9 d. 



14,187,283 
100 
22 *. 9 d. 



Seeond Report from Ihe seleel 

Comm. p. 249. 

Die Steuer betrug während 
dieses Zeitraums 7 d. pr. l. = 
2,916 o/o alles Einkommens 
von 150 l. u mehr. 



See. Report etc. Append. p. 404. 
Die Steuer betrug während 
dieses Zeitraums 10*/o für jedes 
Einkommeu von 150 u. m. und 5 
bis O^/o, nach einer steigenden 
Scala, für alles Einkommen von 
50—149 l. Für Renten aus 
Grundbesitz u. Kapital bestan- 
den keine Steuerbefreiungen. 



Anzahl 

der 

Sleucrpflicbligen. 


Gesammtbetrag 

des 

iteucrpBicbtigen 

Ein komm CDS. 


Personen. 

218,145 
91,010 
11,604 


<-• 

18,105,242 
27,157,355 
29,414,297 


320,759 


74,676,894 



Report etc. II. p. 404. 

In diesen Jahren wurde das Einkommen 
nicht indirekt, nach den verschiedenen Quellen, 
besteuert, sondern jeder Steuerpflichtige ge 
halten , sein gesammtes Reineinkommen in 
einer Totalsumme anzugeben. Die Steuer be 
trug 10%. 



Report etc. II. p. 462 verglichen mit p. 198. 
Hiernach betrug 1801 das Einkommen der 
Personen mit einem Einkommen von 60—149/ 
beinahe ^/x des gesammten steuerpflichtigen 
Einkommens. Ohne Zweifel ist es diese An- 
gabe, auf welche hin gestutzt Peel im Jahre 
1842 das Einkommen der Perso 
nen, welche er von der Steuer 
freizulassen beabsichtigte, anf '/4 
desGesammteinkommens schätz- 
te. Cf. Report, etc. Evid. 349 



=: c. 24 o/o 
= c. 36 «/o 
= c. 40 o/o 
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Gewerbtreibende. (Tit. D.) 


Persooenzabl. 


7o 


von einem q, 
Gesammteink. i^ 


IV. 

18«/47 
18-'V52 


Ueber die Gesammtzahl der unter Tit. 
D. u. E. der Acte steuerpflichtigen 
Personen, sowie über deren Ein- 
kommensverhältnisse sind Nach- 
richten gesammelt und dem Parla- 
mente mitgetheilt. Hiernach steuer- 
ten : nach Klassen zusammengefasst 
I. Mit einem Einkommen von 

150—499 l. 
II. „ „ „ „ 500-999 

III. „ „ „ „ lOOOu.darüb. 

I. „ „ „ „ 150-499/. 
11. „ „ „ „ 500-999 
III. „ „ „ „ 1000u.darüb. 


in runden Zah 

127,400 

13,400 

9,200 


len. 

85 

9 

6 


in runden Zah 

L. 

23,500,000 

8,500,000 

28,000,000 


en. 

40 
14 

46 
100 

40 
14 
46 


150,000 

125,300 

12,500 

8,200 


100 

854 

8i 
6 


60,000,000 

22,880,000 

8,000,000 

26,000,000 


146,000 


100 


56,880,000 


100 


Y. 


Unter Berücksichtigung dieser Zahlen 
und auf Grund der aus dem Jahre 
1801 aufbehaltenen Nachrichten üb. 
die Anzahl und Einkommensverbält- 
nisse aller Steuerpflichtigen hat man 
die Gesammtzahl der Steuerpflichti- 
gen mit einem Einkommen von 150<. 
und darüber geschätzt auf . , . 










d. h. bei einer (mittleren) Bevölkerung 

von rund 20 Hill. Einw. 18'>75i 
Cf. Report etc. IL p. 463 u. cf. Evid. 

4862-73. 
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Beamte. (Tit. E.) 


Zusammen. (Tit. D. u. E). 




Penonen. t,, 
lahl. /» 


von einem 
Gesammtemk. 


% 


Fersonenzabl. 


% 


von einem 

Gesammleink. 


0/0 


in rund. Zahlen. 


in runden Zahlen. 






L. 










L. 












Cf. Retunis ofMr. 
















Moffat. 


















Mo. 747i 23 JalrlS47. 


















_ 317; 31. May 1849. 


















, 27; 10.Febr.)851. 


















„ 616; 15. June 1853. 


















Anmerk. 


















In den citirten 


















Berichten ist eine 


















bedeutende Anzahl 


45,500 


92 


6,940,000 


63 


172,900 


86* 


30,440,009 


43 


von Personen (so- 


2,700 


5i 


1,750,000 


15 


16,000 


8 


10,25(7,000 


14 


wohl unter Tit. D. 


1,300 


u 


2,560,000 


22 


10,500 


H 


30,560,000 


43 


als unter Tit. E.) 
als solche aufge- 
führt worden, de- 


49,500 


100 


11,250,000 


100 


199,500 


100 


71,250,000 




















ren Einkommen 


45,000 


92 


7,100,000 


63 


170,300 


86 


29,980,000 


44 


unt. 150 /.betrüge, 
obwohl doch vor 


2,600 


H 


1,700,000 


15 


15,100 


8 


9,700,000 


14 


dem Jahre 1853 


1,400 


2* 


2,500,000 


22 


9,600 6 


28,500,000 


42 


alle solche Perso- 
nen von derSteuer 
frei waren. Dies 


49,000 


100 


11,300,000 


100 


195,000 


100 


68,180,000 


100 


















ist nach den Be- 












merkungen eines 










Ans allen (5) Titeln der Einkom- 
mensteuer betrug nach einer 


Beamten dahin zu 
erläutern, dass das 










wahrscheinlichen Schätzung 


Einkommen der 

genannten Perso- 










die Zahl der 


das Etnkonmen 


nen aus Gewerbe- 










SteuerpflichtigeQ 


derselben 


betrieb oder an 
Besoldungen al- 
lein weniger aJs 
150/. betrug, da- 
gegen durch Zu- 
flüsse aus andern 
Quellen über die 
Grenze derSteuer- 










340-350,000 


192-193Mill./. 


pflicht erhöht wur- 
de. 




















1,7-1,750/0 















